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Aus dem Inhalt

Liebe Vereinsmitglieder,
verehrte Leser des
„Seniorenkuriers“,

am 23. und 24. Oktober 2024 fand unsere 
diesjährige Herbsttagung in Banzkow statt. 
Neben der Beschäftigung mit interessan-
ten Themen aus den Bereichen Mobilität, 
Pflege und Wohnen wurde die Mitglieder-
versammlung auch über das 13. Altenpar-
lament informiert, das am 21. November 
2024 im Landtag in Schwerin stattgefun-
den hat.
Ein Höhepunkt der diesjährigen Herbstta-
gung war die Festveranstaltung zum 30. Jah-
restag der Gründung des Landessenioren-
beirates Mecklenburg-Vorpommern e. V. Die 
Festrede wurde von unserer Ministerin für So-
ziales, Gesundheit und Sport, Stefanie Drese, 
gehalten. Insgesamt erhielten acht Seniorin-
nen und Senioren aus unserem Bundesland 
von der Ministerin und unserem Vorstand  
eine Ehrenurkunde für ihr Engagement in 
der Seniorenarbeit sowie ein Präsent.
Turnusgemäß erfolgte die Neuwahl des 
Vorstandes durch die Mitgliederversamm-
lung. Ein neues Mitglied wurde in den Vor-
stand und ein neuer Vorsitzender gewählt. 
Ausführlich informieren wir auf den fol-
genden Seiten über die Ergebnisse der 
Wahl und unsere künftigen Aufgaben.
Bernd Rosenheinrich stellte sich nach 
11 erfolgreichen Jahren als Vorsitzender 
nicht wieder zur Wahl in diese Position. 
Er hat die Entwicklung des Landessenio-
renbeirates maßgeblich mitgeprägt. Als 
stellvertretendes Vorstandsmitglied wird 
Bernd Rosenheinrich mit seinen umfang-
reichen Erfahrungen die Interessen unse-
rer Seniorinnen und Senioren weiterhin 
vertreten.
Im nächsten Jahr werden wir uns ver-
stärkt für die Verbesserung der Pflegesitu-
ation unserer Seniorinnen und Senioren 
einsetzen und die Erarbeitung senioren-
politischer Gesamtkonzepte unterstüt-
zen. Die Mitarbeit in den Arbeitsgruppen 
der Landesregierung und weiterer Dia-
logformen standen ebenfalls auf unserer 
Tagesordnung.
Für den Rest des Jahres wünsche ich Ih-
nen und Ihren Familien auch im Namen 
des gesamten Vorstandes ein erholsames 
Weihnachtsfest, verbunden mit besten 
Wünschen für ein erfolgreiches und ge-
sundes Jahr 2025.

Joachim Kießling
Vorsitzender des 

Landesseniorenbeirats M-V e. V.

30 Jahre Landessenioren-
beirat Mecklenburg-Vor-
pommern – der blaue 
Himmel und leuchtender 
Sonnenschein boten um 
das Trend-Hotel in Banz-
kow bei Schwerin gleich-
sam einen festlichen Rah-
men für die Festveranstal-
tung zum Jubiläum am  
24. Oktober. Umrahmt vom 
Streichquartett des Schwe-
riner Collegium musicum 
mit Kompositionen von 
Schumann, Schubert, Tele-
mann und Bach begrüßte 
der bisherige Vorsitzende 
des Beirats, Bernd Rosen-
heinrich, 2013 bis 2024, die 
Gäste und gab einen Über-
blick über die Geschichte 
der Seniorenvertretung. Deren Grün-
dung fand im November 1994 in Plau 
statt und wurde viele Jahre von Heinz 
Rösel sowie seit 2003 von Brigitte Pae-
tow geleitet.
In ihrer ausführlichen Festrede betonte 
die Ministerin für Soziales, Gesundheit 
und Sport, Stefanie Drese, die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit des Landes-
seniorenbeirats mit der Landesregie-
rung. Als „feste Größe und verlässlicher 
Ansprechpartner und Akteur“ sei der 
Landesseniorenbeirat „eine Institution 
geworden, die sich fest etabliert“ habe.

Mit Blick auf das Seniorenmitwir-
kungsgesetz Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 26. Juli 2010, das beispiel-
gebend für andere Bundesländer sei, 
würdigte die Ministerin die langjähri-
ge Tätigkeit von Bernd Rosenheinrich 
als „sozialpolitisches Urgestein“ des 
Beirats, der sich aktiv beteilige an ei-
ner Vielzahl von Arbeitsgruppen und 
Fachausschüssen der Landesregie-
rung sowie anderer Organisationen, 
Verbände und Vereine. „Es ist der Lan-
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Sozialministerin Stefanie Drese hält die Festrede 
zum Jubiläum des LSB Fotos: Anett Jepp

Ein verlässlicher Partner 
30 Jahre Engagement im Interesse der älteren Generation
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desregierung ein wichtiges Anliegen, 
den Landesseniorenbeirat strukturell 
und finanziell zu unterstützen.“
Ein wichtiges Instrument seien die seit 
2010 jeweils im Frühjahr und Herbst 
stattfindenden Regionalkonferenzen. 
Im vergangenen Jahr konnten im Rah-
men des Landeswettbewerbs acht „Se-
niorenfreundliche Kommunen“ ausge-
zeichnet werden. An mehreren Stand-
orten finden jährlich im Frühjahr Eh-
renamtsmessen statt.
Kurze Zeit nach dem Jubiläum, am  
21. November, fand im Landtag auf 
Grundlage des Seniorenmitwirkungs-
gesetzes das 13. Altenparlament statt. 
In den drei Arbeitskreisen wurden drei 
Leitanträge und eine Resolution erar-
beitet und verabschiedet. 
Einen Tag danach nahm der Landes-
seniorenbeirat die „Bedürfnisse und 
Zukunftschancen der jungen Genera-
tion“ in den Blick – „ein gelungenes 
Veranstaltungsformat des Generatio-
nendialogs“, wie Ministerin Drese be-
tonte. „Die Generationen von Großel-
tern und Enkeln hier im Land haben 
ein offenes Ohr füreinander, interes-
sieren sich füreinander und setzen 
sich für die Zukunft des Landes ein.“
Zum Abschluss ihrer Festrede ging 
die Ministerin auf die „Ausbildung 
zum Multiplikator für digitale Medi-
en“ ein – auf die sogenannten Silver-
Surfer. Jene unterstützen ehrenamt-

lich Seniorinnen und Senioren beim 
Umgang mit einem Smartphone, ei-
nem Tablet oder einem Computer.
Ein Grußwort sprach auch die Vorsit-
zende des Ausschusses für Soziales, 
Gesundheit und Sport des Landtags, 
Katy Hoffmeister, außerdem Dieter 
Eichler, der Geschäftsführer des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbands. Elke-
Annette Schmidt, die seniorenpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion, 
bedankte sich beim Seniorenbeirat 
„für sein großes Engagement und 
Wirken im Land als unerlässliche In-
teressenvertretung für eine große 
und zunehmend wachsende Bevöl-
kerungsgruppe im Land und als un-

verzichtbarer Berater für die Landes-
politik“.
Die Ehrung verdienstvoller Senioren 
erfolgte durch Ministerin Drese. Zu 
ihnen gehörten Peter Lundershausen 
(Neubrandenburg), Rita Bohk (Ros-
tock), Hannelore Gutzmann (Klein 
Krams bei Ludwigslust), Jürgen Csall-
ner (Rügen), Bodo Baranowski (Greifs-
wald), Ingrid Rambow (Kröpelin), Ot-
mar Kunau (Schwerin) und (abwe-
send) Reinhard Dopp. Anwesend wa-
ren auch die Ehrenmitglieder Erika 
Drecoll (Rostock), Margot Engelke 
(Ueckermünde) und der Autor dieses 
Berichts. 

Dieter W. Angrick
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Mit einer gemeinsamen Urkunde des Sozialministeriums und des Landessenioren-
beirats wurde verdienstvollen Senioren Dank und Anerkennung ausgesprochen.

Neuer Vorstand gewählt 
Mitgliederversammlung des Landesseniorenbeirats M-V in Banzkow

Traditionell fand die diesjährige Mit-
gliederversammlung des Landesse-
niorenbeirats Mecklenburg-Vorpom-
mern auf unserer Herbsttagung am 
24.Oktober im Trendhotel in Banzkow 
statt. Vertreterinnen und Vertreter aus 
den Seniorenbeiräten der kreisfreien 
Städte Rostock und Schwerin sowie 
der Landkreise unseres Bundeslan-
des versammelten sich, um den Vor-

stand des Landesseniorenbeirats neu 
zu wählen und sich über aktuelle The-
men und Herausforderungen auszu-
tauschen. 
Ziel des LSB ist es, die Interessen äl-
terer Menschen in Mecklenburg-Vor-
pommern zu vertreten, ihre gesell-
schaftliche Teilhabe zu fördern und 
ihre Anliegen in politische Entschei-
dungsprozesse einzubringen.

Die Veranstaltung wurde vom Vorsit-
zenden Bernd Rosenheinrich eröff-
net, der die wichtige Rolle der Senio-
renbeiräte im Bundesland betonte. Er 
hob hervor, dass die Stimme der Seni-
orinnen und Senioren im politischen 
Dialog von zentraler Bedeutung sei, 
insbesondere in einer alternden Ge-
sellschaft wie in Mecklenburg-Vor-
pommern. Er bedankte sich bei den 
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anwesenden Delegierten für ihr En-
gagement und betonte die Notwen-
digkeit, durch den Beirat eine aktive 
Rolle in Gesellschaft und Politik zu 
übernehmen.
Nach Bestätigung der Tagesordnung 
und des Präsidiums sowie des Ver-
sammlungsleiters durch die Mitglie-
derversammlung wurde die Man-
datsprüfungsgruppe mit Dr. Georg 
Weckbach und Karin Lechner vorge-
schlagen und bestätigt. Die Mandats-
prüfungsgruppe stellte fest, dass 37 
Delegierte anwesend sind und so-
mit die Mitgliederversammlung be-
schlussfähig ist. Es folgte die Bestä-
tigung der Geschäftsordnung sowie 
der Wahlordnung. Der ausführliche 
Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
wurde vom Vorsitzenden Bernd Ro-
senheinrich vorgetragen. 
Peter Lundershausen berichtete als 
Schatzmeisters über die Ergebnisse 
des Haushaltes 2023 und stellte den 
Haushaltplan 2025 vor. Der Bericht 
der Kassenprüfer wurde durch Jürgen 
Lorenz vorgestellt. Der zur Abstim-
mung gebrachte Haushaltplan 2025 
und Arbeitsplan 2025 wurden durch 
die Mitgliederversammlung bestätigt 
bzw. beschlossen. Den ausführlichen 
Arbeitsplan 2025 finden Sie auf Sei-
te  8. Anschließend wurde dem Vor-
stand Entlastung für das Wirtschafts-
jahr 2023 erteilt.
Nach der Diskussion der bisherigen 
Ergebnisse und der zukünftigen He-

rausforderungen folgte als zentraler 
Teil der Veranstaltung die Wahl des 
Vorstandes des Landesseniorenbei-
rats. Zu Beginn erklärte der Vorsitzen-
de Bernd Rosenheinrich, dass er nach 
11 Jahren im Amt nicht nochmal als 
Vorsitzender zu Verfügung steht.
Der Vorstand schlug der Mitglieder-
versammlung folgende Kandidaten 
zur Wahl vor: als Vorsitzender Joa-
chim Kießling, als Stellvertreter Brigit-
te Seifert und Bernd Rosenheinrich, 
als Schatzmeister Peter Lundershau-
sen, sowie Dr. Georg Weckbach, Brigit-
te Gluth und Renee Recke als Beisitzer.
Die Wahl erfolgte in geheimer Abstim-
mung unter Leitung von Herbert Kautz.
Die vom Vorstand vorgeschlagenen 
Mitglieder wurden durch die Mitglie-

derversammlung in die jeweiligen 
Positionen gewählt.
Als Kassenprüfer wurden Jutta Mes-
ser, Ilona Mundt-Schalk und Walter 
Heinrich einstimmig gewählt. 
Alle neu gewählten Mitglieder nah-
men die Wahl an. Im Namen des ge-
samten neuen Vorstandes bedankte 
sich Joachim Kießling für das Vertrau-
en und sicherte eine konstruktive Zu-
sammenarbeit mit den Seniorenbei-
räten zu. 
Die Mitgliederversammlung endete 
mit einem positiven Ausblick und dem 
Wunsch, dass der neu gewählte Vor-
stand eine starke und wirksame Stim-
me für die ältere Generation in Meck-
lenburg-Vorpommern sein wird.

Joachim Kießling

Neu gewählter Vorstand: (v.l.n.r.) Brigitte Seifert, Dr. Georg Weckbach, Joachim Kieß-
ling, Bernd Rosenheinrich, Peter Lundershausen, Brigitte Gluth und Renee Recke

Herbsttagung 2024 
Verkehrssichere Mobilität – Pflege in Not – Altengerechtes Wohnen

Traditionell führte der Landessenio-
renbeirat M-V e. V. im Oktober seine 
jährliche Herbsttagung im Trend Ho-
tel in Banzkow durch. Am ersten Tag 
wurden zahlreiche Vorträge gehal-
ten und Informationsveranstaltungen 
durchgeführt, am zweiten Tag folg-
te die Festveranstaltung zu 30 Jah-
ren LSB M-V und am Nachmittag die 
Mitgliederversammlung mit der Neu-

wahl des Vorstandes. Ein anspruchs-
volles Programm. Erneut hatten wir 
wieder hervorragende Bedingungen 
im Tagungshotel. Am ersten Tag be-
gann Andrea Leirich, Geschäftsführe-
rin der Landesverkehrswacht M-V e. V., 
mit ihrem Vortrag „Sicher unterwegs 
– Verkehrssichere Mobilität für Senio-
rinnen und Senioren“. Sehr ausführlich 
wurde über Kompetenzen der Senio-

ren bei der Nutzung von Verkehrsmit-
teln auch im Alter diskutiert. Angefan-
gen bei den Auswirkungen von Medi-
kamenten wurde auch über physische 
und psychische Einschränkungen in-
formiert. Möglichkeiten zur Überprü-
fung der Verkehrstüchtigkeit wurden 
vorgestellt. Eine wichtige Aufgabe hat 

Fortsetzung auf Seite 4
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auch der Hausarzt. Die Diskussionen 
zeigen, dass sich unsere Senioren sehr 
wohl mit dieser einschneidenden Pro-
blematik beschäftigen. Die Hinweise 
von Frau Leirich sind eine gute Grund-
lage für eine sachgerechte Entschei-
dung des Einzelnen. Im folgenden Vor-
trag referierte Herr Nikolas Bork von 
der Verkehrsgesellschaft M-V mbH zur 
„Mobilitätsoffensive M-V“. Er stellte die 
Eckpfeiler der Mobilitätsoffensive vor.
1. Mehr ÖPNV für ganz M-V.
2.  Stärkung des ländlichen Raumes 

und Ermöglichung von Teilhabe.
3.  Mehr Züge, mehr Strecken, Takt-

verdichtung und Vernetzung.
4.  Attraktive Ticketangebote, digita-

le Fahrplanauskunft mit Ticketing.
Dazu werden drei Säulen entwickelt, 
SPNV, Regiobus M-V und Rufbus M-V. 
Anhand der Ausgangslage wurde das 
mögliche Zielnetz definiert und kon-
krete Angebote für die Zukunft vorge-
stellt. Zum Schluss informierte er über 
den Stand der Entscheidung zum Se-
niorenticket. Im August 2023 wurden 
20.000 Seniorentickets zu 29 Euro ver-
kauft. Im August 2024 waren es be-
reits 40.000 Tickets. Nun wurde von 
der Bundesregierung der Preis des 
Deutschlandtickets um 9 Euro ange-
hoben. Inzwischen liegt die Entschei-
dung der Landesregierung vor, diese 9 
Euro Erhöhung werden durchgereicht. 
Im Bund ist die Entscheidung gefallen, 
auch 2025 das Deutschlandticket an-
geboten. Ab 2026 ist wohl mit dem 
Aus zu rechnen. Aus Gründen des 
Klimaschutzes ist diese Entwicklung 
nicht nachvollziehbar. Am Nachmit-
tag informierte Maik Wolff vom Verein 
„Zukunftsfeste Pflege e. V.“ über das 
Thema „Pflege in Not“. Er stellte die ge-
genwärtige Situation vor und gab ei-
nen Ausblick auf die sich abzeichnen-
den Entwicklungen, angefangen beim 
Fachpersonal bis zu den Kosten für die 
zu Pflegenden. Hier wurde dringender 
Handlungsbedarf sichtbar. Der Lan-
desseniorenbeirat wird diese Entwick-
lung durch seine Mitarbeit im Pakt für 

Pflege kritisch begleiten. Tanja Blan-
kenburg aus der Abteilung Energie 
und Landesentwicklung vom Ministe-
rium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tou-
rismus und Arbeit, stellte die Ergebnis-
se der AG 1 Raumplanung und alter-
native Wohnformen im „Rahmen des 
Runden Tisches gegen Einsamkeit“ 
der Landesregierung vor. Das Thema: 
„Altengerechtes Wohnen – Herausfor-
derungen an Wohnung, Quartier und 
Dorf.“ Dabei stellte sich heraus, dass 
es bei der Bereitstellung von altenge-
rechten und bezahlbaren Wohnungen 
für Ältere noch einen größeren Bedarf 
gibt. Ebenso ist die barrierefreie Ge-
staltung des Wohnumfeldes noch un-
genügend. Hier müssen die Kreisse-
niorenbeiräte ebenfalls noch aktiver 

werden. Brigitte Seifert informierte als 
Vorsitzende des Organisationskomi-
tees über den Stand der Vorbereitung 
des 13. Altenparlaments. Die in einer 
ersten Runde überarbeiteten Leitan-
träge waren den Delegierten erneut 
zugesendet worden. Bei der Vorberei-
tung der Tagesordnung und der Bei-
träge hatten wir darauf geachtet, dass 
auch genügend Zeit für Diskussionen 
bestand. Diese Zeit wurde sowohl für 
Fragen und Statements umfassend 
genutzt. Das zeigt uns, dass unsere 
Mitglieder intensiven Redebedarf bei 
diesen Themen haben und dies auch 
ausgiebig genutzt haben. Dies sollten 
wir auch künftig bei unseren Veran-
staltungen berücksichtigen.

Bernd Rosenheinrich

Fortsetzung von Seite 3

Den dringenden Handlungsbedarf für Zukunftsfeste Pflege machte Maik Wolff deutlich.

Andrea Leirich informiert die Teilnehmer wie sie auch im Alter sicher unterwegs 
sein können. Fotos: Anett Jepp
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Ernährung – Armut – Einsamkeit im Alter 
Regionalkonferenzen der Seniorenbeiräte in Kothendorf und Anklam

Zu unserer diesjährigen Regionalkon-
ferenz der kommunalen Seniorenbei-
räte der Landkreise Rostock, Ludwigs-
lust-Parchim, Nordwest-Mecklenburg 
sowie der kreisfreien Städte Rostock 
und Schwerin wurde am 11. Septem-
ber in das Dorfgemeinschaftshaus 
der Gemeinde Warsow nach Kothen-
dorf eingeladen. 
Nach der Begrüßung durch den Vor-
standsvorsitzenden Bernd Rosenh-
einrich folgten alle Teilnehmer den 
Ausführungen von Charlotte Hin-
richs von der Landesvereinigung für 

Gesundheitsförderung M-V e.V. zum 
Thema „Ernährung – Armut – Einsam-
keit im Alter“. 
Frau Hinrichs informierte mit Fakten 
zur Ernährungsarmut, Folgen der Er-
nährungsarmut, aber auch was getan 
werden muss und was bereits getan 
wurde, um Ernährungsarmut zu ver-
hindern. 
Anschließend informierte Beate Ber-
ger aus dem Sozialministerium zu 
aktuellen Themen der Seniorenpo-
litik. Der stellvertretende Vorstands-
vorsitzende Joachim Kießling berich-

tete zum Stand der Vorbereitungen 
des 13. Altenparlaments 2024 und 
informierte über anstehende Termi-
ne. Zum Ende der Veranstaltung gab 
es einen regen Austausch zu diversen 
Themen der Seniorenarbeit vor Ort. 
Zum gleichen Thema fand am 18. Sep-
tember die Regionalkonferenz im öst-
lichen Teil des Landes in den Räumen 
der Tafel in Anklam statt. Hier waren 
Vertreter der kommunalen Senioren-
beiräte der Mecklenburger Seenplat-
te, Vorpommern-Greifswald und Vor-
pommern-Rügen eingeladen. 
Charlotte Hinrichs referierte auch hier 
zum Thema Ernährung – Armut- Ein-
samkeit im Alter. Frau Berger konnte 
leider aus terminlichen Gründen nicht 
persönlich an dieser Veranstaltung 
teilnehmen, stellte jedoch schriftlich 
Informationen zu aktuellen Themen 
der Seniorenpolitik zur Verfügung. Im 
weiteren Verlauf wurde der Vorberei-
tungsstand des 13. Altenparlament 
durch Brigitte Seifert bekannt gege-
ben. Im Anschluss tauschten sich die 
teilnehmenden Seniorenbeiräte über 
die Seniorenarbeit vor Ort aus.
Auf beiden Veranstaltungen traten al-
le Teilnehmer gut informiert und er-
sichtlich zufrieden ihren Heimweg an.

Gerlinde Haß

Charlotte Hinrichs (rechts im Bild) informiert zum Thema Ernährung – Armut – Einsamkeit im Alter

Während der Regionalkonferenz in Anklam Fotos: Anett Jepp
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Zwischen den Monaten 
Ergebnisse von August bis November in unserem Bundesland unter Mitwirkung des LSB

Am 20. August tagte per Videokonfe-
renz erneut die Lenkungsgruppe des 
Landesrates für Kriminalitätsvorbeu-
gung unter Leitung der Geschäfts-
führerin des LfK Monika-Maria Ku-
nisch zur Vorbereitung des 13. Lan-
despräventionstag 2025 zum Thema 
„Gewalt in der (häuslichen) Pflege“ 
am 03. Juli 2025 in Neubrandenburg. 
Bernd Rosenheinrich nahm als Mit-
glied dieser Arbeitsgruppe daran teil.

*
An der 6. Sitzung des Organisations-
komitees zur Vorbereitung des 13. Al-
tenparlaments nahmen Brigitte Sei-
fert am 3. September 2024 als Vor-
sitzende des Komitees und Joachim 
Kießling teil. Es wurden Hinweise und 
Ergänzungen zu den Leitanträgen dis-
kutiert und weitere Verfahrensweisen 
getroffen.

*
Am 3. September traf sich per Video-
konferenz die Vorbereitungsgruppe 
zur landesweiten Gedenkveranstal-
tung „ERINNERN, BETRAUERN, WACH-
RÜTTELN“ zu Verbrechen in der NS-
Zeit am 27. Januar 2025 im Klinikum 
Schwerin. Diskutiert wurden der ak-
tuelle Stand der Vorbereitung der Ge-
denkveranstaltungen. Der LSB wurde 
von Bernd Rosenheinrich vertreten.

*
Der 16. Jahreskongress zur politi-
schen Bildung fand am 4. Septem-
ber 2024 in MV im Wismarer Theater 
statt. Der Kongress hat die Debatte 
zur Weiterentwicklung der repräsen-
tativen Demokratie aufgegriffen. In 
deren Mittelpunkt steht die Frage, ob 
jenseits der althergebrachten Beteili-
gungsformen zum Beispiel über Par-
teien und Verbände neue und weiter-
gehende Partizipationsmöglichkei-
ten für die Bürger und Bürgerinnen 
notwendig sind, um die Demokratie 
attraktiv und anpassungsfähig zu hal-
ten und wie diese aussehen könnten. 
Mit Vorträgen und Workshops wur-

den die Teilnehmer in das Thema ein-
gebunden. Für den Landessenioren-
beirat nahm Brigitte Gluth an der Ver-
anstaltung teil.

*
Bernd Rosenheinrich und Anett Jepp 
trafen sich am 9. September in der 
Geschäftsstelle des LSB M-V mit Jörg 
Heydorn und Jessica Mendle vom 
Vorstand des Vereins Zukunftsfeste 
Pflege e. V. Thema war die aktuelle Si-
tuation in der Pflege und die mögli-
che Entwicklung. Der Vereinsvorsit-
zende des Vereins Zukunftsfeste Pfle-
ge e. V. wurde als Referent zur Herbst-
tagung in Banzkow eingeladen.

*
Am 12. September 2024 nahm Brigit-
te Seifert an der Sitzung als Mitglied 
der fachkundigen Jury zur Verleihung 
des Stellingpreises teil. Hier wurden 
die Kandidaten vorgestellt und per 
Abstimmung in verschiedenen Kate-
gorien ermittelt. Auf der Festveran-
staltung am 15.Oktober 2024 hielt 
Brigitte Seifert die Laudatio für den 
Ehrenpreis an Gudrun und Lorenz 
Sandhofe aus Ueckermünde.

*
Auf der Weiterbildung des Senio-
renringes zur Ausbildung zum/zur 
seniorTrainer*in am 12. September 
2024 hielt Brigitte Seifert einen Vor-
trag zur Arbeitsweise des Landesse-
niorenbeirates und zum Altenparla-
ment.

*
Joachim Kießling nahm an einer Fachta-
gung der Verkehrsgesellschaft Meck-
lenburg-Vorpommern am 15. und 16. 
Oktober 2024 in Rostock teil. Das Mot-
to „MV fährt gut“ stand im Mittelpunkt 
der Tagung. Mit einer Mobilitätsoffensi-
ve will das Land den öffentlichen Perso-
nennahverkehr für ganz M-V, insbeson-
dere in ländlichen Räumen und tou-
ristischen Zentren weiter verbessen. 
Insbesondere durch mehr Züge und 
Busse, die Inbetriebnahme von mehr 

Strecken, durch Taktverdichtungen so-
wie durch weitere Vernetzung von Bus 
und Bahn. Das Ziel im Schienenperso-
nennahverkehr ist ein Fahrplanange-
bot mit klarer Struktur und enger Tak-
tung. Die Hauptachsen werden werk-
tags mindestens im Stundentakt be-
dient. Auf den Nebenachsen fahren die 
Züge mindestens alle zwei Stunden An 
Bahnhöfen sollen Anschlüsse zu Regio-
nalbussen hergestellt werden. Das Ruf-
bussystem wird weiter ausgebaut. Der 
Landesseniorenbeirat unterstützt die 
Aktivitäten der Landesregierung und 
wird diese Initiative weiter konstruktiv 
begleiten.

*
Am 16. September empfingen Bernd 
Rosenheinrich und Anett Jepp vom 
Landesseniorenbeirat Dr. Dennis Bas-
tian Rudolf, Referent vom Aufbaustab 
der Antidiskriminierungsstelle vom 
Ministerium für Justiz, Gleichstellung 
und Verbraucherschutz Mecklenburg-
Vorpommern zu einem Informations-
austausch zu Fragen des Antidiskrimi-
nierungsverbandes M-V.

*
Für den Landesseniorenbeirat infor-
mierte sich Joachim Kießling beim 
Tag der offenen Tür am 20. September 
2024 über die umfangreichen Angebo-
te für Kinder, Jugendliche und Erwach-
sene, die im Kinderzentrum Mecklen-
burg gGmbH angeboten werden. 
Geschäftsführerin Kristina Timmer-
mann, übernahm persönlich die Füh-
rung durch die modern eingerichte-
ten Räume und informierte mit ih-
rem Team über die Aufgaben des 
Kinderzentrums und die vielseitigen 
Arbeitsfelder. Von den Aufgaben des 
Sozialpädagogischen Zentrums über 
die Sozialmedizinischen Einrichtun-
gen sowie die Frühförderer- und Be-
ratungsstelle bis zum Bindungstrai-
ning für Alleinerziehende wurden 
viele Fragen der Teilnehmer sach-
kundig beantwortet. Interessant war, 
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dass viele Aufgaben über Spenden fi-
nanziert werden. Wir werden im Vor-
stand über eventuelle Kooperations-
möglichkeiten mit dem Kinderzent-
rum diskutieren.

*
„Es ist ein großes Glück, dass wir seit 
34 Jahren in einem vereinten Land in 
Frieden, Freiheit und Demokratie le-
ben. Das ist alles andere als selbstver-
ständlich. Wir haben allen Grund, mit 
Stolz und Dankbarkeit unseren Natio-
nalfeiertag gemeinsam zu feiern“, er-
klärte Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig am 3. Oktober beim Fest-
akt zum Tag der Deutschen Einheit 
im Mecklenburgischen Staatstheater 
in Schwerin. Unter den Gästen dieser 
Festveranstaltung war auch der Vor-
sitzende des Landesseniorenbeirats 
M-V Bernd Rosenheinrich.

*
Am 9. Oktober wurde im Haus des 
Sports in Schwerin im Rahmen des 
Aktionsbündnisses für Gesundheit 
eine Arbeitsgruppe Psychische Ge-
sundheit gebildet. Bisher konzent-
riert sich diese AG ausschließlich auf 
Kinder und Jugendliche. Dr. Georg 
Weckbach arbeitete in einer zweiten 
Arbeitsgruppe zum Thema Landes-
konzeption Bewegung mit.

*
Der Landesrat für Kriminalitätsvor-
beugung in Mecklenburg-Vorpom-
mern (LfK) feierte in diesem Jahr sein 
30-jähriges Jubiläum. Aus diesem An-
lass fand am 15. Oktober im Plenar-
saal des Schweriner Schlosses ein 
Festakt statt. „Der Landesrat ist ein 
Netzwerk aller staatlichen und nicht 
staatlichen Behörden, Einrichtungen 
und Organisationen, die sich in un-
serem Land für die Kriminalpräventi-
on engagieren. Und das in beeindru-
ckender Weise schon seit 1994. Für 
dieses Engagement und den Einsatz 
in den vergangenen Jahren und für 
die Zukunft dankte Landesinnenmi-
nister Christian Pegel, der zugleich 
Vorsitzender des LfK ist, allen Akteu-
ren. Vom LSB nahm Bernd Rosenhein-
rich teil.

Dem Landesrat für Kriminalitätsvor-
beugung Mecklenburg-Vorpommern 
gehören heute ca. 90 Behörden, Or-
ganisationen, Vereine, Verbände und 
Einzelpersonen aus allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens an. Ne-
ben der Projektförderung mit einem 
Förderhaushalt 2024/2025 von je-
weils 295.300 Euro stehen im Mittel-
punkt der Arbeit des LfK die sieben 
Arbeitsgruppen „Jugendkriminalität“, 
„Opferschutz“, „Extremismus“, „Kom-
munale Prävention“, „Sport und Ge-
waltprävention“, „Seniorensicherheit“ 
und „Massenkriminalität“. Bestand-
teil der Präventionsarbeit ist auch das 
seit 10 Jahren erfolgreiche Projekt 
Seniorensicherheitsberater. Beson-
ders hervorgehoben wurde die her-
vorragende Arbeit von Armin Schlen-
der, langjähriger Geschäftsführer des 
LfK, beim Aufbau der gegenwärtigen 
Strukturen.

*
Am 17. Oktober trafen sich 70 Teil-
nehmer zur Landesarmutskonferenz 
im Campus am Turm in Schwerin. 
Das Thema war „Armut im ländlichen 
Raum“. Verabredet wurde, im nächs-
ten Jahr eine Fachtagung zum Thema 
„Altersarmut“ vorzubereiten. Als Ver-
treter des LSB nahm Bernd Rosenh-
einrich teil.

*
Im August und Oktober tagte die AG 
Herausforderung Demenz im Pakt 
für Pflege und arbeitete an Leitzielen 
und Handlungsfeldern sowie Emp-
fehlungen für Maßnahmen zur Erar-
beitung einer Demenzstrategie für 
M-V.  Am 28 Oktober fand ein erstes 
Konsensustreffen mit Akteuren wei-
terer Arbeitsgruppen statt, um die Er-
gebnisse vorzustellen und zu disku-
tieren und Netzwerke zu bilden. In 
der AG arbeitet Bernd Rosenheinrich 
vom LSB mit.

*
Traditionell veranstaltet die evange-
lische Nordkirche zum Reformati-
onstag am 31. Oktober einen gro-
ßen Empfang. In diesem Jahr in Stral-
sund. Zusätzlich wurde das Jubiläum 

des 25. Jahrestages der Unterzeich-
nung einer Vereinbarung der evan-
gelischen und der katholischen Kir-
che, das sich auf Gemeinsamkeiten 
beruft und die Versöhnung feiert, be-
gangen. Eröffnet wurde der Empfang 
unter dem Motto „Gemeinsam unter-
wegs“ in der Kirche Heilige Dreifal-
tigkeit. Mit einem Pilgerweg ging es 
über die Heilgeistkirche zum Refor-
mationsempfang in der Kulturkirche 
St. Jacobi. Prominente Gäste waren 
Ministerpräsidentin Manuela Schwe-
sig und der Berliner katholische Erz-
bischof Heiner Koch. 

Für den Landesseniorenbeirat nahm 
Dr. Georg Weckbach an diesem wür-
devollen Empfang teil.

*
Am 5. November fand im Wichern-
saal in Schwerin in Anwesenheit von 
Bernd Rosenheinrich der norddeut-
sche Dialog der BARMER zum Thema 
„Ambulante Chancen nutzen, Kran-
kenhausreform sichern!“ statt. Ca. 20 
Prozent aller stationären Operatio-
nen könnten auch ambulant erfolgen 
und damit Kosten dämpfen. In Vor-
trägen und Diskussionsrunden wur-
de auf Reserven hingewiesen

*
Brigitte Seifert und Anett Jepp nah-
men am 6. November per Videokonfe-
renz an der Vorbereitung zum Genera-
tionendialog am 22. November 2024 
teil. Es gilt hierbei ins Gespräch zu kom-
men und sich gemeinsam um die Fra-
ge „Was braucht es, damit M-V für alle 
Generationen lebenswert ist?“ auszu-
tauschen, Ideen weiterzuentwickeln 
und Verabredungen zu treffen. n

Foto: Johannes Schaan
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Arbeitsplan des Landesseniorenbeirats M-V e. V. 2025

1. Monatliche Arbeitsberatungen des 
Vorstandes
a)  Durchführung am Sitz der Ge-

schäftsstelle
b)  Mindestens zwei gemeinsame Be-

ratungen in ausgewählten Kreis- 
und kommunalen Beiräten 

c)  Durchführung von mindestens zwei 
Klausurtagungen mit den Vorsitzen-
den der Kreisseniorenbeiräte zur Ko-
ordinierung der Aufgaben des LSB.

2. Durchführung von thematischen Re-
gionalkonferenzen und Weiterbildungs-
veranstaltungen zu seniorenpolitischen 
Themen sowie Themen der Altenparla-
mente und Beförderung des Generati-
onendialogs auf Landesebene und För-
derung des Erfahrungsaustausches der 
Mitglieder untereinander.

3. Unterstützung der Seniorenbeirä-
te bei der Organisation der Arbeit in 
den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten und Kommunen, sowie bei der Bil-
dung weiterer Seniorenbeiräte in den 
Kommunen und die Erfassung vorhan-
dener Beiräte. Durchführung von ge-
meinsamen Arbeitsberatungen und 
Erfahrungsaustauschen mit kommu-
nalen Seniorenbeiräten.

4. Fortsetzung der erfolgreichen Zu-
sammenarbeit mit den Kooperations-
partnern des Landesseniorenbeirates 
M-V auf Landesebene auf der Grund-
lage des gemeinsamen Positionspa-
piers vom März 2004 und Gewinnung 
weiterer Partner.

5. Fortführung des Generationendi-
alogs gemeinsam mit dem Landesju-
gendring M-V auf Landesebene sowie 
in den Landkreisen und Kommunen.

6. Gemäß den Beschlüssen der Al-
tenparlamente werden wir den Pro-
zess der Digitalisierung im Land mit-
gestalten, aber auch die analoge 
Teilhabe von Seniorinnen und Senio-
ren sichern.

7. Unterstützung und Mitarbeit bei 
der Erarbeitung „seniorenpolitischer 
Gesamtkonzepte“ in den Kommunen 
auf der Grundlage der Beschlüsse des 
10. 11. und 12. Altenparlaments und 
Berücksichtigung seniorenpolitischer 
Forderungen auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Arbeit der Enquete-
kommission „Älter werden in M-V“ 
durch die Kommunen unter Einbezie-
hung kommunaler Seniorenbeiräte.

8. Durchführung einer Weiterbil-
dung im April/Mai 2025 mit Vertre-
tern der neu berufenen kommunalen 
Beiräte zu aktuellen Themen der Se-
niorenpolitik und Aufgaben von Seni-
orenbeiräten gemäß Seniorenmitwir-
kungsgesetz M-V.

9. Besetzung und Aktivierung von 
Arbeitsgruppen im Landessenioren-
beirat zu den Schwerpunktaufgaben 
aus der Mitarbeit in Gremien der Lan-
desregierung, wie
• Gesundheit/Pflege/Wohnen im Alter
• Seniorensport und Prävention

• Seniorenbildung
•  Digitalisierung, Bildung und Förde-

rung der Medienkompetenz Älterer
•  Recht/Erarbeitung von Stellungnah-

men zu Gesetzen und Verordnungen 
• AG Seniorensicherheit
•  durch die Erarbeitung von Kon-

zepten über Themenschwerpunk-
te und die Gewinnung neuer Mit-
glieder und Arbeitsgruppenleiter 
durch den Vorstand.

•  durch Gesprächsrunden von Vor-
stand und Arbeitsgruppenleitern zur 
Ausrichtung der Arbeitsgruppen und 
Diskussion von Schwerpunktthemen 
im I. Halbjahr 2025.

10. Weiterentwicklung der Öffentlich-
keitsarbeit für Seniorenpolitik durch
•  Kontakt zu den Medien bei aktuel-

len Themen und Anlässen
•  Herausgabe eines Newsletters zu 

aktuellen Themen der Seniorenpo-
litik aus Europa, Bund und Ländern 

•  Vierteljährliche Herausgabe des „Se-
niorenkurier“ als Print- und digita-
le Ausgabe, Einordnung ständiger 
Themen wie: Zwischen den Mona-
ten, Digitalisierung, Psychiatrie, Se-
niorensicherheit, Ernährung, Pflege-
stützpunkte, Verbraucherschutz und 
AAL-Systeme

• Pflege der Homepage.

11. Aktivitäten zur Verbesserung der 
Sicherheit von Senioren durch:
•  Mitarbeit in und Leitung der AG 

„Seniorensicherheit“ des Landes-
rates für Kriminalitätsvorbeugung 

Grundlage des Arbeitsplanes des Landesseniorenbeirates M-V ist das Gesetz zur Stärkung der Mitwirkung der Seniorinnen 
und Senioren am gesellschaftlichen Leben in Mecklenburg-Vorpommern (Seniorenmitwirkungsgesetz M-V – SenMitwG M-V) 
vom 26.07.2010. 
Der Landesseniorenbeirat vertritt die Interessen und Belange der Seniorinnen und Senioren in Mecklenburg-Vorpom-
mern auf Landesebene und ist ein Organ der Meinungs- und Willensbildung sowie des Erfahrungsaustausches auf so-
zialem, politischem, wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet.
Der Landesseniorenbeirat setzt sich aus 36 gewählten Vertreterinnen und Vertretern der Seniorenbeiräte der Landkrei-
se und kreisfreien Städte zusammen. Weitere Mitglieder sind ferner eine Einzelperson und sieben Ehrenmitglieder. 

Für das Jahr 2025 stellen wir uns folgende Aufgaben:
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in Mecklenburg-Vorpommern auf 
dem Gebiet der inneren Sicherheit 
und Verkehrssicherheit und im Vor-
stand des Landesrates für Kriminali-
tätsvorbeugung.

•  halbjährlichen Gedankenaustausch 
der Mitglieder der AG „Seniorensi-
cherheit“ des LSB und Aufbau eines 
Netzwerkes unter Einbeziehung 
weiterer regionaler Partner.

•  Fortführung des erfolgreichen Pro-
jektes „Seniorensicherheitsberater“ 
mit pensionierten Polizeibeamten 
gemeinsam mit dem Landeskrimi-
nalamt, den Polizeipräsidien und 
Kreispräventionsräten.

•  Bearbeitung des Themas „Gewalt 
in der Pflege“ in der AG Seniorensi-
cherheit des LfK, 

  und Herausgabe einer Broschüre 
zum Thema „Gewalt in der Pflege“ 
durch die AG

•  Mitarbeit in der Lenkungsgruppe 
zur Durchführung des Landesprä-
ventionstages des LfK zum Thema 
„Gewalt in der Pflege“ 2025.

12. Konsultationen mit den Fraktio-
nen der demokratisch gewählten Par-
teien des Landtages zu gesellschaftli-
chen Themen, wie die Umsetzung der 
Beschlüsse des 10., 11., 12. Und 13.  Al-
tenparlamentes, die Umsetzung der 
Handlungsempfehlungen der Enquete-
kommission und die Erarbeitung von 
seniorenpolitischen Gesamtkonzepten 
auf Landesebene und in den Kommu-
nen und die Teilnahme an Anhörungen 
der Landtagsausschüsse zu Gesetzent-
würfen und Sachthemen und die Abga-
be von schriftlichen Stellungnahmen.

13. Besonderes Augenmerk richten 
wir auf die Umsetzung der Beschlüs-
se des 13. Altenparlaments, und hier 
insbesondere die Resolution zu aktu-
ellen Themen. 

14. Vorbereitung des 14. Altenparla-
ments 2026 durch ein von der Land-
tagspräsidentin berufenes und vom 
LSB geleitetes Organisationskomitees.

15. Regelmäßige Konsultationen mit 
den zuständigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Staatskanzlei M-V und 
den Ministerien in M-V, insbesondere 
dem Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Sport M-V, Erarbeiten von Stel-
lungnahmen und Empfehlungen zu 
Gesetzentwürfen und dem Erlass von 
Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften, Programmen und Plänen 
zur Gestaltung der Seniorenpolitik so-
wie der Wirksamkeit des SenMitwG. 

16. Entwicklung der Zusammenar-
beit mit dem Referat 230 Familienpo-
litik unter Leitung von Niels Thiede 
in der Abteilung Jugend, Familie und 
Sport, in welches die Senioren aufge-
nommen wurden.

17. Mitarbeit in folgenden Landes-
gremien: 
•  Landespflegeausschuss / Pakt für 

Pflege,
• Runder Tisch gegen Einsamkeit 
•  Geriatriebeirat (Geriatrie: Altersheil-

kunde)
•  Aktionsbündnisses für Gesundheit 

Mecklenburg-Vorpommern
•  Verbraucherschutz im Justiz- und 

Landwirtschaftsministerium
•  Verkehrssicherheitskommission, 

VMV   
•  Erarbeitung einer Engagementstra-

tegie des Landes M-V
•  Medienkompetenz-Netzwerk, Me-

dienaktiv M-V
•  Forum Ländliche Entwicklung und 

Demografie“
•  Kuratorium der Ehrenamtsstiftung M-V
•  Vorstand des Landesrates für Krimi-

nalitätsvorbeugung
•  Landesarbeitsgemeinschaft Gesund-

heit und Sport des Landessportbun-
des.

18. Bei den Universitäten und Hoch-
schulen des Landes werden wir uns 
einbringen bei der Bearbeitung seni-
orenrelevanter Themen.

19. Unsere Mitgliedschaft in der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Landesse-

niorenvertretungen BAG LSV nutzen wir, 
um seniorenpolitische Themen auch auf 
die Tagesordnung der Politik auf der Bun-
desebene zu setzen und uns für deren 
Durchsetzung um Mehrheiten zu bemü-
hen. Weiterführung von Erfahrungsaus-
tauschen mit Landesseniorenvertretun-
gen und Schaffung von Netzwerken mit 
gemeinsamen Interessen. Erfahrungs-
austausch mit der Landesseniorenver-
tretung des Landes Brandenburg.

20. Ausbau der Beziehungen zu weite-
ren Initiativen, Netzwerken, Verbänden 
und Vereinen in M-V (Europäisches In-
tegrationszentrum, Erwerbslosengbei-
rat, Behindertenverband, Alzheimerge-
sellschaft, Landessportbund M-V usw.) 
und bundesweiten Initiativen, Netz-
werken, Verbänden und Vereinen.

21. Wir pflegen eine Mitgliedschaft 
und aktive Mitarbeit in den Vereinen 
und Initiativen Landesarmutskonfe-
renz, Landesvereinigung für Gesund-
heitsförderung M-V e. V. und Haus der 
Begegnung Schwerin e. V. und Anti-
diskriminierungsverband.

22. Gemeinsam mit der Landesar-
mutskonferenz bereiten wir für den 
Herbst 2025 eine Konferenz zur Al-
tersarmut in M-V vor.

23. Mitarbeit in der Landesarbeitsge-
meinschaft Vorbereitung und Durch-
führung von Ehrenamtsmessen in M-V 
beim Deutschen Roten Kreuz Landes-
verband, bzw. in den Landkreisen.

24. Unterstützung der Ausbildung 
und Projektarbeit von SeniorTrainern 
durch den Landesseniorenbeirat, die 
Seniorenbeiräte der Kommunen, der 
Landkreise und der kreisfreien Städte. 

Arbeitsberatungen, Klausurtagungen 
und andere Veranstaltungen können 
sowohl als Präsensveranstaltungen 
als auch Videokonferenzen organi-
siert und durchgeführt werden.

Banzkow, den 24.10.2024
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Deutscher Seniorenverband tagte in Gotha 
Mitgliederversammlung fordert Inflationsausgleich für Rentner

Für den Landesseniorenbeirat MV 
nahm Joachim Kießling an der Mit-
gliederversammlung des Deutschen 
Seniorenverbands (DSV) am 7. und  
8. November in Gotha teil. Der Vor-
stand des DSV informierte über Ab-
stimmungen mit der BAGSO und 
dem zuständigen Bundesministeri-
um. Eine finanzielle Förderung der 
DSV wird zurzeit weder von der BAG-
SO noch durch das Ministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
übernommen.
Die Mitgliederversammlung beschloss 
unter anderem, dass die Seniorinnen 
und Senioren angesichts der steigen-
den Lebenshaltungskosten und der 
Inflation auch eine angemessene In-

flationsprämie erhalten müssen. Infla-
tionsausgleichprämien wurden und 
werden für unterschiedliche Bevölke-
rungsgruppen gewährt. Beschäftigte 
können noch bis Ende 2024 von ihrem 
Arbeitgeber bis zu 3000 Euro steuer- 
und abgabenfrei erhalten. 
Der Tarifvertrag des Öffentlichen 
Dienstes enthält entsprechende Fest-
legungen und selbst an pensionierte 
Beamte, Abgeordnete, Minister und 
Staatssekretäre wurde gedacht. Der 
Vorstand wird deshalb alle Fraktionen 
und Gruppen im Deutschen Bundes-
tag mit einem separaten Schreiben 
auffordern, für die Rentnerinnen und 
Rentner einen angemessenen Inflati-
onsausgleich zu beschließen. Dies ist 

insbesondere auch vor dem Hinter-
grund der im neuen Jahr 2025 weiter 
steigenden Sozialausgaben geboten.
Vom 2. bis 4. April 2025 treffen sich Se-
niorinnen und Senioren zum 14. Deut-
schen Seniorentag in Mannheim. Die-
se Tagung wird von der Bundesregie-
rung gefördert. Auf dem Programm 
stehen rund 90 Einzelveranstaltungen 
zu allen Fragen des Älterwerdens, da-
runter Workshops, Podiumsdiskussio-
nen und Mitmach-Angebote. 
Weitere Informationen finden Sie un-
ter www.DeutscherSeniorentag.de.
Die nächste Tagung der Deutschen 
Seniorenvertretung ist vom 5. bis  
7. März 2025 in Dresden geplant.

JK

„Vielfalt und Toleranz M-V – In Vielfalt vereint“ 
Landesaktionsplan in MV verabschiedet

Im Jahr 2015 wurde der erste „Landes-
aktionsplan für die Gleichstellung und 
Akzeptanz sexueller und geschlechtli-
cher Vielfalt in MV“ (LAP Vielfalt) durch 
die Landesregierung verabschiedet. 
Damit war ein wichtiger Grundstein 
gelegt, die gesellschaftliche Akzep-
tanz zur Verbesserung der Lebenssi-
tuation queerer Menschen (LSBTIQ*- 
lesbisch, schwul, bisexuell, transsexu-
ell, intersexuell, queer) in der Bevölke-
rung zu sensibilisieren.
Eine Evaluierung dieses Planes er-
folgte 2020. Die betroffenen Bevölke-
rungsschichten konnten sich in einer 
Onlinebefragung zur Einstellung der 
Bevölkerung gegenüber sexueller 
und geschlechtlicher Vielfalt äußern.
2023 erfolgte die Fortschreibung die-
ses Landesaktionsplanes durch zwei 
Workshops im Ministerium für Sozia-
les, Sport und Gesundheit mit Vertre-
tern aller betroffenen Menschen die-
ses Landes. Im Ergebnis wurden 13 
Handlungsfelder ermittelt und durch 

konkrete Maßnahmen und Verant-
wortlichkeiten untersetzt. 
Queeren Seniorinnern und Senioren 
wird im Handlungsfeld III „Gesundheit, 
Pflege, Alter und Inklusion“ besonde-
re Aufmerksamkeit gewidmet. Viele 
LSBTIQ* fühlen sich bei besonderen 
medizinischen Bedarfen und in der 
Pflege aufgrund ihrer sexuel-
len Orien tierung oder ge-
schlechtlichen Identität 
nicht ausreichend kom-
petent informiert oder 
beraten bzw. auch diskrimi-
niert. Weiterhin ist die in Tei-
len fehlende Sensibilisierung von Mit-
arbeitenden im Gesundheitswesen ein 
Problem, welches sich in mangelndem 
Verständnis gegenüber den Bedarfen 
von LSBTIQ*Menschen zeigt. Dieses 
kann zu Vorurteilen und Diskriminie-
rung seitens des medizinischen Per-
sonals führen und sich in der Qualität 
der medizinischen Versorgung und in 
der Pflege niederschlagen sowie psy-

chische Gesundheitsprobleme durch 
mögliche Stigmatisierung und sozia-
le Ausgrenzung bei LSBTIQ*Menschen 
hervorrufen. 
Abhilfe kann hier nur eine fundamen-
tierte und fachgerechte Ausbildung 

im Gesundheitswesen und in 
der Pflege schaffen. Hierzu 

werden konkrete Maßnah-
men im Handlungsfeld III 
unterlegt. 
Wie gut die formulierten 
Maßnahmen, einschließ-

lich der festgelegten Zu-
ständigkeiten in der Praxis 

umgesetzt werden, hängt aber letzt-
endlich von den im Haushalt dafür 
eingeplanten finanziellen Mitteln ab. 
Es muss gelingen, trotz aller objekti-
ven Schwierigkeiten im Gesundheits-
wesen wie Personal- und Fachkräf-
temangel, auch den queeren Bürge-
rinnen und Bürgern des Landes eine 
menschenwürdige gesundheitliche 
und altersgerechte Betreuung zukom-
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Welt-Schlaganfalltag 
Stroke Units steigern Überlebenschancen der Betroffenen

Der 29. Oktober wird als Weltschlag-
anfalltag weltweit genutzt, um auf die 
Bedeutung der schnellen Behandlung 
von Schlaganfällen aufmerksam zu ma-
chen. Der Schlaganfall ist die dritthäu-
figste Todesursache in Deutschland 
und der häufigste Grund für erworbe-
ne Behinderungen im Erwachsenenal-
ter. In Mecklenburg-Vorpommern sind 
rund 1,77 Prozent der Gesamtbevölke-
rung im Lauf ihres Lebens von einem 
Schlaganfall oder seinen Komplikatio-
nen betroffen. Das sind rund 14 Prozent 
mehr als im deutschlandweiten Schnitt. 
Um bleibende Schäden zu verhin-
dern ist es enorm wichtig, dass die 
Betroffenen möglichst schnell und 
kompetent behandelt werden, idea-
lerweise auf einer zertifizierten Spezi-
alstation, auch Stroke Units genannt. 
Diese sind im besonderen Maße auf 
die Bedürfnisse der Betroffenen ein-
gestellt und ermöglichen alle not-
wendigen diagnostischen und the-
rapeutischen Maßnahmen, inklusive 

einer Thrombolyse oder einer Throm-
bektomie zum Lösen oder Entfernen 
eines Blutgerinnsels. 
Betroffene werden zudem von multi-
disziplinären Ärzteteams und eigens 
neurologisch geschulten Pflegekräf-
ten um- und versorgt. Studien beleg-
ten, dass diese Kombination aus be-
sonderer Ausstattung und hochqua-
lifiziertem Personal entscheidend da-
zu beiträgt, die Chance zu erhöhen, 
einen schweren Schlaganfall ohne 
bleibende Schäden zu überleben.
Eine gute Versorgung beginnt jedoch 
bereits vor dem Erreichen des Kran-
kenhauses und vor dem Absetzen ei-
nes Notrufs. Je schneller die Sympto-
me eines Schlaganfalles erkannt wer-
den, umso schneller kann die entschei-
dende Versorgungskette gestartet 
werden. Hier hilft insbesondere der 
FAST-Test (Face-Arms-Speech-Time). 
Bei einem Verdacht sollten Betroffene 
gebeten werden, zu lächeln („Face“), 
beide Arme zu heben („Arms“) und ei-

nen Satz nachzusprechen („Speech“). 
Bei Auffälligkeiten muss sofort („Time“)“ 
ein Notruf abgesetzt werden. Dies gilt 
auch, wenn man sich unsicher ist, in 
diesem Fall sollte lieber einmal zu viel 
angerufen werden. Die Kolleginnen 
und Kollegen der Leitstelle können bei 
der Einschätzung helfen.

       HINTERGRUND:

Zertifizierte Stroke Units sind in Meck-
lenburg-Vorpommern im Krankenhaus-
plan ausgewiesen. Derzeit halten die 
folgenden Häuser eine entsprechende 
überregionale Spezialstation vor: Uni-
versitätsmedizin Greifswald, Dietrich-
Bonhoeffer-Klinikum Neubrandenburg, 
MediClin Krankenhaus Plau am See, 
Universitätsmedizin Rostock, Helios Kli-
niken Schwerin, Helios Hanseklinikum 
Stralsund. Regionale Stroke Units befin-
den sich zudem am KMG Klinikum Güst-
row, an AMEOS Klinikum Ueckermünde 
und am Sana Hanse-Klinikum Wismar.

men zu lassen. Der LAP „Vielfalt und 
Toleranz Mecklenburg-Vorpommern“ 
wurde vom Kabinett an den Landtag 
übergeben und soll noch in diesem 
Jahr verabschiedet werden.

Noch ein wichtiger Hinweis zum 
Schluss: Seit 2017 sind alle Menschen, 
die unter den Paragraphen 175 bzw. 
151a StGB der DDR verurteilt wurden, 
rehabilitiert. Bis zum Jahr 2028 kön-

nen im Bundesministerium für Justiz 
unter der Hotline 0800 1752017 An-
träge auf Entschädigung erlittenen 
Unrechts gestellt werden.

Reinhard Oertel

Erweiterte Unterstützung für pflegende Angehörige  
Sozialministerin Drese weist auf Verbesserungen hin

Zum Europäischen Tag der pflegen-
den Angehörigen, der seit 2020 am 
6. Oktober begangen wird, weist So-
zialministerin Stefanie Drese die vie-
len Menschen, die oft rund um die 
Uhr und am Rande der Erschöpfung 
ihre Lieben versorgen, auf erweiterte 
Unterstützungsleistungen hin. Laut 
Sozialministerin Drese werden fast 85 
Prozent der über 120.000 Pflegebe-
dürftigen in Mecklenburg-Vorpom-

mern zuhause versorgt, davon über 
die Hälfte von ihren An- und Zuge-
hörigen ohne professionelle Hilfe wie 
ambulante Pflegedienste.
„Pflegende An- und Zugehörige leis-
ten damit nicht nur Großes für den 
Einzelnen, sondern auch für unsere 
immer älter werdende Gesellschaft“, 
verdeutlicht Drese. Das müsse öffent-
lich noch viel mehr herausgestellt 
werden. Gleichzeitig ist es eine fort-

laufende Aufgabe, pflegende Ange-
hörige zu entlasten und besser zu un-
terstützen.
Drese weist in diesem Zusammen-
hang auf eine Reihe von Verbesse-
rungen hin. So steige das Pflegegeld 
zum 1. Januar 2025 nochmals um  
4,5 Prozent an (nach + 5 Prozent im 
Jahr 2024). 

Fortsetzung auf Seite 12
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Altenpflegepreis des Landes verliehen 
Pflegeheim Wohnpark Zippendorf mit erstem Preis bedacht

Sozialministerin Stefanie Drese 
hat am 10. September im Rah-
men des Landespflegekongres-
ses in Rostock den Altenpflege-
preis des Landes 2024 verlie-
hen. Gewinner ist das Projekt 
„Pflege kann was - wenn Ge-
neration Z/Alpha einen Wohn-
bereich leitet“ der Pflegeheim 
Wohnpark Zippendorf GmbH & 
Co KG in der Landeshauptstadt 
Schwerin. 
Kernidee des Gewinner-Pro-
jektes ist die Etablierung eines 
„Azubi“-Wohnbereiches. 
Junge Menschen der Genera-
tion Z, darunter auch viele mit 
Migrationshintergrund, dür-
fen als Teil ihrer Ausbildung in 
der Pflege, Gastronomie oder 
Hauswirtschaft im Pflegeheim 
Wohnpark Zippendorf einen 
eigenen Wohnbereich leiten. 
Unter Anleitung von Praxisanleitern 
und gelernten Pflegehelfern über-
nehmen die Azubis täglich Aufgaben 
fertig ausgebildeter Pflegefachkräfte 
bzw. Pflegehelfer. Davon profitieren 
rund 320 Bewohnerinnen und Be-
wohner mit Pflegegrad 2 bis 5, die in 
Schwerin in sieben Wohnbereichen 

versorgt werden und sehr zufrieden 
über den Azubi-Wohnbereich sind.
„Das Projekt schult die Handlungskom-
petenz und das Verantwortungsbe-
wusstsein junger Menschen“, beton-
te Drese. „Die Ergebnisse zeigen, wie 
hoch motiviert die Azubis sind, wenn 
man ihnen eine abwechslungsreiche 

und herausfordernde Umge-
bung bietet und Möglichkeiten 
schafft, eigene Ideen einzubrin-
gen und kreativ zu sein“, so die 
Ministerin. 
Alle Auszubildenden wurden 
nach Beendigung der Ausbil-
dung übernommen. Das Pfle-
geheim verzeichnet steigende 
Auszubildendenzahlen. Es ist 
ebenfalls gelungen, Auszubil-
dende mit Migrationshinter-
grund gut zu integrieren. Das 
Projekt trägt damit erfolgreich 
zur Personal- und Fachkräftesi-
cherung bei.
Den 2. Platz belegte das Projekt 
„Sanfte Klänge für Körper, Geist 
und Seele - Musiker vertont Er-
innerungen von Sterbenskran-
ken im (teil)stationären Hospiz 
‚Gezeiten‘„ Projektträger sind 
die Wohlfahrtseinrichtungen 

der Hansestadt Stralsund gGmbH. 
Der 3. Platz wurde an das Projekt „Wir 
sind Malchow“ des Kultur- und Spor-
trings e.V. Malchow verliehen. Der 
Verein bekämpft mit niedrigschwel-
ligen Teilhabeangeboten die Ein-
samkeit bei pflegebedürftigen und 
selbstständig lebenden Senioren.  n

Das gelte auch für die ambulanten 
Sachleistungen, also häusliche Pfle-
gehilfen durch ambulante Pflege- 
und Betreuungsdienste.
Zu den wichtigen Leistungen für pfle-
gende Angehörige zählt zudem die 
Verhinderungspflege. 
Sind private Pflegepersonen bei-
spielsweise wegen eines Erholungs-
urlaubs oder wegen Krankheit an 
der Pflege gehindert, trägt die Pfle-
gekasse bis zu 1.612 Euro im Jahr 
für eine Ersatzpflege. Die Verhinde-
rungspflege kann im häuslichen Um-

feld, aber auch in stationären Einrich-
tungen wie einer Tagespflege oder in 
einem Pflegeheim stattfinden.
 „Hier tritt zum 1. Juli 2025 eine wich-
tige Verbesserung in Kraft. Dann wer-
den die Leistungsbeträge der Verhin-
derungspflege und der Kurzzeitpflege 
zu einem gemeinsamen Jahresbetrag 
für Verhinderungspflege und Kurzzeit-
pflege zusammengefasst, den die An-
spruchsberechtigten nach ihrer Wahl 
flexibel für beide Leistungsarten ein-
setzen können. 
Die Höhe des neuen Gemeinsamen 
Jahresbetrags für Verhinderungspfle-
ge und Kurzzeitpflege wird ab 1. Juli 

2025 bis zu 3.539 Euro je Kalenderjahr 
betragen“, so die Ministerin. Weiterhin 
können pflegende An- und Zugehöri-
ge einen monatlichen Entlastungsbe-
trag in Höhe von 125 Euro für Betreu-
ungsstunden oder eine Haushaltshil-
fe etwa im Rahmen der ehrenamtli-
chen Nachbarschaftshilfe verwenden. 

Weitere Informationen erhalten Pflege-
bedürftige und ihre Angehörigen auch 
bei den mittlerweile 19 Pflegestütz-
punkten im Land (www.pflegestuetz-
punkte-mv.de). Die Pflegestützpunkte 
beraten unabhängig und trägerüber-
greifend. 

Fortsetzung von Seite 11

Sozialministerin Stefanie Drese überreichte den Alten-
pflegepreis des Landes an das Pflegeheim Wohnpark 
Zippendorf in Schwerin Foto: Sozialministerium MV
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Wer stoppt den Bundesgesundheitsminister? 
Karl Lauterbach irrlichtert durch seine eigenen Reformen und legt die Axt an

Wenn man die aktuellen Reformpläne 
des Bundesgesundheitsministeriums 
betrachtet, könnte man konstatieren, 
dass Karl Lauterbach quasi der Ro-
bert Habeck des Gesundheitswesens 
ist. Mit dem Hinweis auf vermeintlich 
unumgängliche Reformen wird Ver-
trauen in den Standort Deutschland 
zerstört und massiver Schaden ange-
richtet. Dies gilt nun auch für das Ge-
sundheitswesen. „Seit Jahrzehnten 
kämpfen wir mit allen uns zur Verfü-
gung stehenden Mitteln um jeden nie-
derlassungswilligen Haus- und Fach-
arzt“, sagt Diplom-Medizinerin Ange-
lika von Schütz, Vorstandsvorsitzen-
de der Kassenärztlichen Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern (KVMV). 
„Wenn der Bundesgesundheitsminis-
ter nun die Krankenhäuser für die am-
bulante haus- und fachärztliche Ver-

sorgung öffnen will, sind diese Bemü-
hungen sinnlos. Welcher Arzt soll hier 
noch das Risiko einer Niederlassung 
einschließlich aller Finanzierungskos-
ten auf sich nehmen, wenn er in Kon-
kurrenz zu staatlich finanzierten Kran-
kenhäusern mit professionellen Ver-
waltungsstrukturen treten muss und 
vor allem keine verlässlichen Rahmen-
bedingungen mehr vorfindet?“ Man 
könne es nicht anders sagen, so die 
KVMV weiter: die schlichte Öffnung 
der Krankenhäuser für ambulante Be-
handlungen bei völlig unterschied-
lichen Rahmenbedingungen sei ein 
Schlag ins Gesicht aller niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzte. Tatsächlich 
werde dies auch nicht zu einer Verbes-
serung, sondern zu einer Verschlech-
terung der Versorgung der Patienten 
führen. Auch in den Krankenhäusern 

gebe es nicht die Kapazitäten in Man-
gelfächern wie Augenheilkunde, Der-
matologie oder HNO-Heilkunde bzw. 
dort, wo im ländlichen Raum ein Man-
gel herrsche, gebe es gar kein Kran-
kenhaus, so die KVMV. Zusätzlich wür-
de der niedergelassene Bereich durch 
die Zerstörung jeder Planungsgrund-
lage geschwächt, anstatt diesen zu 
stärken. „Herr Lauterbach hat es nun 
endgültig geschafft, alle Leistungser-
bringer im Gesundheitswesen gegen 
sich aufzubringen: Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker und auch die Krankenhäu-
ser sind verunsichert, unzufrieden und 
massiv demotiviert. Gleichzeitig ero-
diert die Finanzierung der Pflegeversi-
cherung. Man muss sich ernsthaft fra-
gen: wer stoppt diesen Minister, bevor 
es zu spät ist?“, sagt Diplom-Medizine-
rin Angelika von Schütz. n

Sicherheit des Lebens – ein politischer Auftrag? 
Seniorenkonferenz des Landesverbandes der Partei DIE LINKE in Rostock

Am 30. September 2024 trafen sich 
Seniorinnen und Senioren des Lan-
desverbandes Mecklenburg-Vorpom -
mern der Partei DIE LINKE zur Se-
nior*innenkonferenz in der Begeg-
nungsstätte der Volkssolidarität Bre-
mer Straße 24 in Rostock.
Unter dem Motto: „Sicherheit des Le-
bens – ein politischer Auftrag“ erör-
terten die Teilnehmenden Wege zur 
Sicherung bzw. Wiederherstellung 
des Friedens und bekräftigten die 
konsequente Friedensposition der 
Partei DIE LINKE.
Im zweiten Teil der Konferenz stand 
die Verständigung über das Renten-
konzept der LINKEN im Mittelpunkt, 
das zur Stärkung der gesetzlichen 
Rentenversicherung die Umgestal-
tung zu einer solidarischen Erwerbs-
tätigenversicherung vorsieht. Die An-
wesenden haben dieses Vorhaben als 

generationsübergreifende Aufgabe 
angenommen, die für und mit den 
jüngeren Generationen gemeinsam 
zu lösen ist.
Die in den Podiumsgesprächen und 
anschließenden Diskussionen erarbei-
teten Erkenntnisse mündeten in der 
einmütig verabschiedeten Resolution, 
die den Delegierten des Bundespar-
teitages in Halle zugeleitet wurde.
Der Einladung unserer Landesarbeits-
gemeinschaft Senior*innenpolitik wa-
ren als Gäste Vertreter der Gewerk-
schaft ver.di, der Volkssolidarität und 
Bürgerinnen und Bürger gefolgt.
Teilnehmerin am Podiumsgespräch 
war Dr. Cornelia Mannewitz vom Ros-
tocker Friedensbündnis und Bund  
Demokratischer Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler. Sie stand als Ex-
pertin zu Fragen der Friedensbewe-
gung Rede und Antwort.

Nico Conrad, hauptamtlicher Vorstand 
des Landesverbands der Volkssolidari-
tät, bereicherte mit seinen Ausführun-
gen zu den sozialpolitischen Positio-
nen der Volkssolidarität die Konferenz.
Als ein Erkenntnisgewinn offenbar-
te sich die weitgehende Übereinstim-
mung der Positionen von der Gewerk-
schaft ver.di und der Volkssolidarität 
mit unseren eigenen in der Friedens-
frage, wie auch zur Entwicklung einer 
Erwerbstätigenversicherung zur Ver-
meidung von Altersarmut.
Die Wertschätzung der Seniorinnen 
und Senioren sowie ihres Wirkens un-
terstrich die Teilnahme von Elke-Annet-
te Schmidt, stellvertretende Landtags-
präsidentin, Mitglied des Landesvor-
stands und u.a. Seniorenpolitische Spre-
cherin der Landtagsfraktion der LINKEN.

Fortsetzung auf Seite 14
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Die Beteiligung zahlreicher Mitglie-
der unseres Landesverbandes sicher-
te das Gelingen der Beratung, in der 
sich die Seniorengenerationen reprä-
sentierten. Unter den Versammelten 
fanden sich bekannte wie auch we-
niger bekannte Gesichter. In einer of-
fenen Atmosphäre führte die Vielzahl 
der Wortmeldungen zu einem soli-
darischen Klärungsprozess, der von 
unserem Mitglied Prof. Dr. Wolfgang 
Methling souverän moderiert wurde.
Nachhaltig beeindruckten die Aus-
sagen derjenigen, die Kriegs- und 
Nachkriegserlebnisse erleiden muss-
ten. Völlige Einigkeit herrschte un-
ter den Teilnehmenden in der Ableh-
nung jeglicher Eskalationen und des 
Rufes nach „Kriegstüchtigkeit“. Für 
den Frieden, als erste Bedingung ei-
nes gesicherten Lebens, sind alle di-
plomatischen Möglichkeiten für Ver-
handlungslösungen einzusetzen. Ein 
Teilnehmer zog den Schluss: Um Krie-

ge auf Dauer zu verhindern, braucht 
es Bedingungen, unter denen nie-
mand am Krieg und seiner Vorberei-
tung verdienen kann.
Die Begegnungsstätte der Volkssoli-
darität sorgte mit der Bereitstellung 
des Veranstaltungsraumes, seiner 
Ausstattung sowie dem schmack-
haften Kuchen-Angebot zur Kaf-
feepause für beste Konferenz-Be-
dingungen, wofür wir den Beschäf-
tigten und ehrenamtlichen Helfern 
herzlich danken.

Im Rückblick stellt die in kol-
lektiver Zusammenarbeit 
vorbereitete Konferenz für 
die Mitglieder unserer Lan-
desarbeitsgemeinschaft ein 
Beispiel dar, wie über Orga-
nisations- und Partei-Gren-

zen hinweg die übereinstimmen-
den und generationsübergreifenden 
Lebensinteressen von Bürgerinnen 
und Bürgern vertreten werden kön-
nen. Die verabschiedete Resolution 
schließt mit den Worten:
„Für Frieden und soziale Sicherheit 
sind wir bereit, mit allen Menschen 
guten Willens zusammenzuwirken.“

Klaus Röber
Sprecher der Landesarbeitsgemein-

schaft Senior*innenpolitik des Landes-
verbandes M-V der Partei DIE LINKE

Fortsetzung von Seite 13

Seit 2006 verleiht die Medienanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern jährlich 
im Rahmen des Rostocker Filmfes-
tivals im StadtHafen (FiSH) den Me-
dienkompetenz-Preis Mecklenburg-
Vorpommern. Der Preis ist heraus-
ragenden Projekten gewidmet, die 
nachhaltige und/oder innovative Me-
dienarbeit mit Kindern, Jugendlichen 
oder Erwachsenen durchgeführt ha-
ben. Hierbei liegt der Fokus auf dem 
Prozess der Medienarbeit und weni-
ger auf der Qualität des entstande-
nen Produktes.
Der Medienkompetenz-Preis Meck-
lenburg-Vorpommern 2025 prämiert 
erneut Projekte aus allen Altersgrup-
pen und allen Bereichen der Medien-
arbeit. Der Konzeptvielfalt sind keine 
Grenzen gesetzt. Es werden Preisgel-
der in einer Gesamthöhe von 6.000 
Euro vergeben.  

Bildungsträger und Schulklassen, Frei-
zeit- und Kindereinrichtungen, Verei-
ne, Jugend- und Seniorengruppen so-
wie Einzelpersonen aus M-V können 
ab sofort ihre medienpädagogischen 
Projekte aus den Jahren 2023 bis 2025 
einreichen.
Im Bereich Freizeit und Teilhabe ver-
gibt die Medienanstalt Mecklenburg-
Vorpommern den Preis an
Medienprojekte, die in Jugendzent-
ren, Kindergärten, Seniorenbüros, Ein-
richtungen der Jugendhilfe, Familien-
bildung oder der freien Jugendarbeit, 
Medienwerkstätten, Stadtteilzentren 
und anderen Einrichtungen angesie-
delt sind.
Das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Sport MV vergibt gemeinsam 
mit dem Ministerium für Bildung und 
Kindertagesförderung MV einen Preis 
im Bereich Kindheit und Alter an Me-

dienprojekte von und mit Kleinkin-
dern oder Seniorinnen und Senioren.
Eine Expertenjury wählt aus den ein-
gereichten Beiträgen die eindrucks-
vollsten, innovativsten und nachhal-
tigsten Medienkompetenz-Projekte 
aus Mecklenburg-Vorpommern aus. 
Die Projektteilnehmenden werden zur 
feierlichen Preisverleihung nach Ros-
tock eingeladen, die am 24. April 2025 
im Rahmen des Rostocker Filmfesti-
vals im StadtHafen (FiSH) stattfindet.
Einsendeschluss ist der 15. Januar 
2025. Den Anmeldebogen und die ge-
nauen Teilnahmebedingungen sind 
unter www.medienkompetenzpreis-
mv.de zu finden. Bewerbungen kön-
nen online oder per Post an das Insti-
tut für neue Medien, Festivalbüro Me-
dienkompetenz-Preis MV, Friedrich-
straße 23 in 18057 Rostock eingereicht 
werden.   n     

Medienkompetenz-Preis wird zum 20. Mal vergeben

Seniorenkonferenz 
der Partei DIE LINKE in  
der Begegnungsstätte  
der Volkssolidarität 
Foto: Jordan Henrik Balzer



Ausgabe 4 / 2024  |  29. Jahrgang  |  Seite 15Ratgeber

Neue Betrugsmasche 
Medizinischer Dienst warnt vor Betrugsversuchen

Der Medizinische Dienst Mecklenburg-
Vorpommern (MD M-V) warnt vor du-
biosen Kontaktaufnahmen im Zusam-
menhang mit Pflegebegutachtungen. 
In je einem Fall aus dem Raum Schwerin 
und dem Raum Wismar haben offenbar 
Betrüger versucht, sich als Mitarbeiter 
oder Mitarbeiterin des Medizinischen 
Dienstes auszugeben, teilte der MD M-V 
mit. Der Medizinische Dienst bittet des-
halb um erhöhte Wachsamkeit, wenn 
eine Pflegebegutachtung ansteht und 
gibt folgende Hinweise, wie sich Versi-

cherte und Angehörige vor möglichen 
Betrügern schützen können:
•  Der Medizinische Dienst kündigt 

den Termin zur Pflegebegutach-
tung stets im Vorfeld an.

•  Der Gutachter/die Gutachterin kann 
sich stets mit einem Dienstausweis des 
Medizinischen Dienstes ausweisen.

•  Der Medizinische Dienst wird nie dazu 
auffordern, etwas zu unterschreiben.

•  Der Medizinische Dienst wird nie 
die Versichertennummer oder gar 
Kontodaten erfragen.

•  Der Medizinische Dienst verlangt kei-
ne Gebühren für die Begutachtung.

Der Fachservice Pflege des MD M-V 
ist für Anliegen zum Termin der 
Pflegebegutachtung zuständig. Im 
Zweifel sollten Versicherte und An-
gehörige dort anrufen, wenn Ihnen 
eine Kontaktaufnahme seltsam vor-
kommt:
Montag - Donnerstag 07:00-16:30 Uhr, 
Freitag 07:00-15:00 Uhr, 
Telefon 0385 48936-1515. n   

Zusammen schaffen wir das: Ein Leben mit Demenz 
Ein Ratgeber der Deutschen Alzheimer Gesellschaft M-V

Was sind erste Anzeichen? Ich wer-
de immer vergesslicher. Kann das 
eine Demenz Erkrankung sein? Was 
kann ich unternehmen?
Sie können sich zunehmend schlecht 
konzentrieren und im Gespräch fallen 
Ihnen die passenden Worte nicht ein? 
Sie können sich an kurz zurückliegen-
de Ereignisse nicht mehr recht erin-
nern und der Name eines Bekannten 
will Ihnen partout nicht einfallen?

Dass jeder Mensch mal etwas vergisst, 
ist ganz normal, aber diese Aspekte kön-
nen frühe Warnzeichen sein. Wir emp-
fehlen ein vertrauensvolles Gespräch 
mit Ihrem Hausarzt oder Facharzt (Neu-
rologe oder Psychiater). Der Arzt kann 
den Ursachen der Vergesslichkeit durch 
Untersuchungen nachgehen. Vielleicht 
ist es eine Demenzerkrankung. Aber 
auch andere Ursachen können so eine 
Symptomatik hervorbringen. Eine ra-
sche Abklärung ist wichtig.
Seien Sie mutig und stellen Sie sich 
dem Thema, auch wenn Sie Angst vor 
einer Diagnose haben. Unsicherheit 

belastet Sie und Ihre Angehörigen 
und Sie verschenken möglicherweise 
viel Zeit bei der Planung Ihrer Zukunft.

Wo kann ich mich beraten lassen?
In vielen Städten gibt es Beratungsan-
gebote. Pflegestützpunkte und auch 
die Geschäftsstelle unseres Landes-
verbandes in Rostock sind gute An-
laufstellen für eine Beratung. Diese ist 
selbstverständlich kostenlos, persön-
lich oder telefonisch möglich und auf 
Wunsch anonym. Schauen Sie gern in 
den Demenzkompass unter https://
alzheimer-mv.de/demenzkompass/ 
der Deutschen Alzheimer Gesellschaft 
M-V und finden Sie Beratungs- und 
Kontaktstellen in Ihrer Nähe.

Was erwartet mich beim Arztbesuch?
Beim ersten Termin erfolgt ein aus-
führliches Gespräch mit Ihnen und 
Ihrer Begleitung (Angehörige/Freun-
de). Sie werden zu Ihren ganz persön-
lichen Gedächtnisproblemen befragt. 
Ihr Erinnerungsvermögen, Ihre Wahr-
nehmung und auch Ihre Sprache wird 
mittels verschiedener Tests geprüft.
Ob möglicherweise eine andere Er-
krankung als eine Demenz ursächlich 

ist, kann mittels Blut- und Urinunter-
suchungen geschehen. Auch Depres-
sionen, Nebenwirkungen von Medika-
menten, Hormonstörungen und Flüs-
sigkeitsmangel können ursächlich für 
Ihre Vergesslichkeit sein. Bei den drauf 
folgenden Terminen werden dann mit-
tels eines EEGs die Gehirnströme unter-
sucht und durch eine Computertomo-
graphie (CT) können mögliche Verände-
rungen im Gehirn aufgezeigt werden.
Sollte Ihr Arzt keine behandelbare Ur-
sache ausfindig machen können, ist 
eine Demenzerkrankung sehr wahr-
scheinlich.

Mein Angehöriger wird immer ver-
gesslicher – Was kann ich tun?
Es gibt zahlreiche Ursachen für Ver-
gesslichkeit. Depressionen, Flüssig-
keitsmangel oder auch hormonelle 
Störungen können Symptome her-
vorrufen, die einer Demenz sehr ähn-
lich sind. Diese Ursachen sind in der 
Regel und im Gegensatz zu einer tat-
sächlichen Demenz jedoch gut be-
handelbar und die Vergesslichkeit 
nimmt wieder ab.

Fortsetzung auf Seite 16
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Möglicherweise kann aber auch eine be-
ginnende Demenz ursächlich sein. In je-
dem Fall ist die ärztliche Abklärung sehr 
wichtig. Diese sollte rasch geschehen, 
um gegebenenfalls auch schnell Lin-
derung oder Heilung zu erfahren. Und 
sollte sich herausstellen, dass tatsäch-
lich eine Demenz für die Vergesslichkeit 
verantwortlich ist, haben Sie und Ihr be-
troffener Angehöriger die Chance, sich 
auf die Erkrankung einzustellen und 
den Alltag sowie die Zukunft optimal 
zu gestalten und zu planen. Aus unserer 
Erfahrung können wir Ihnen mitgeben, 
dass lange Ungewissheit quälender ist 
als letztliche Gewissheit.

Die Diagnose Demenz wurde ge-
stellt – und nun?
Nach einer Phase der Ungewissheit Klar-
heit über die Diagnose Demenz zu ha-
ben ist ein Schock und gleichzeitig eine 
Chance. Versuchen Sie in Ruhe darüber 
nachzudenken, wie das Leben nun wei-
tergehen soll. Diesen Weg müssen Sie 
nicht allein gehen! Fachleute eines Pfle-
gestützpunktes und auch wir als Lan-
desverband stehen Ihnen bei wichtigen 
Fragen zur Seite. In unserem Demenz-
kompass erhalten Sie Kontaktinforma-
tionen zu Anlaufstellen in Ihrer Nähe. 
Für einen ersten Überblick zum Thema 
Demenz können auch Informationsbro-
schüren und Bücher hilfreich sein.
https://shop.deutsche-alzheimer.de/
broschueren
https://www.deutsche-alzheimer.de/fi-
leadmin/Alz/pdf/Flyer_und_Dokumen-
te/checkliste_nach_der_diagnose.pdf 

Information und Aufklärung
Empfehlungen zum Umgang mit Di-
agnose und Aufklärung bei Demenz 
https://www.deutsche-alzheimer.de/fi-
leadmin/Alz/pdf/empfehlungen/emp-
fehlungen_diagnose_aufklaerung.pdf

Demenz – Podcast 
Einmal im Monat erscheint der De-
menz-Podcast mit Informationen für 
An- und Zugehörige.

In jeder Folge widmet sich die Autorin 
und Moderatorin Christine Schön mit 
Expertinnen und Experten in etwa 30 
Minuten einem Schwerpunktthema 
wie z. B. Kommunikation, Selbstfür-
sorge, Rechtliches, Sinn & Sinnlich-
keit und vielem mehr. Gemeinsam 

mit dem medhochzwei Verlag ist die 
Deutsche Alzheimer Gesellschaft He-
rausgeber des Podcast.
Der Demenz-Podcast kann auf Spotify, 
Apple Podcasts, Pod scout, gPodder 
und natürlich auf der Webseite https://
demenz-podcast.de/ gehört werden.

Fortsetzung von Seite 15

11 Warnsignale
für Demenz

Schwierigkeiten mit 
alltäglichen Aufgaben

Schlechtes oder 
vermindertes 
Urteilsvermögen

Gedächtnisstörungen

Fehlende Worte 
im Gespräch

Probleme mit der 
räumlichen Wahrnehmung

Rückzug von der 
Arbeit oder 
sozialen Aktivitäten

Veränderungen der 
Stimmung oder / und 
des Verhaltens

Verlegen 
von Dingen

Fehlende Orientierung 
zur Zeit und an fremden Orten

Probleme, den 
Überblick zu behalten
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Tre�en mehrere Warnsignale auf Sie zu?  Dann sprechen Sie mit Ihrem Arzt.
Information und Beratung erhalten Sie  bei den Alzheimer-Gesellscha�en vor Ort 

und beim Alzheimer-Telefon unter 030 - 259 37 95 14.

www.deutsche-alzheimer.de

Vielen Dank an den Beirat „Leben mit Demenz“,
der maßgeblich an der Ausarbeitung dieser 

Grafik mitgewirkt hat.

Demenz. Das Wichtigste Ein kompakter Ratgeber. 
10. Auflage 2023, 64 Seiten, kostenlos
Dieser Ratgeber vermittelt in kompakter Form die wichtigsten Infor-
mationen über Demenz. Er erklärt, was das Leben der Betroffenen 
und ihrer Familien erleichtern kann. Auf verständliche Weise wird 
dargestellt, was bei Demenzerkrankungen im Gehirn geschieht, wel-
che Formen und Ursachen Demenzen haben, und wie die Diagnose 
gestellt wird. Ausführlich werden die typischen Symptome und der 
Verlauf der Erkrankungen sowie medikamentöse und nicht-medika-

mentöse Behandlungsmöglichkeiten beschrieben. Die Broschüre zeigt, was getan wer-
den kann, um das Leben mit einer Demenz so gut wie möglich zu gestalten und was An-
gehörige für das Wohlbefinden der Erkrankten tun können. Dabei können sie die hier vor-
gestellten Entlastungsmöglichkeiten nutzen, um sich selbst nicht zu überfordern. Auch 
rechtliche Fragen sowie finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten werden angesprochen. 
Die Broschüre wendet sich an Angehörige, die Menschen mit Demenz zu Hause betreuen 
und pflegen, sowie Freunde und Bekannte und alle Interessierten.
https://shop.deutsche-alzheimer.de/sites/default/files/broschueren/pdf/demenz-das_
wichtigste_.pdf.pdf

LEKTÜRE

Ein kompakter Ratgeber

Demenz. 
Das Wichtigste

RATGEBER
für Angehörige und ProfisR
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„Altersgerecht Umbauen“ nicht Sparzwang opfern 
BAGSO fordert Fortführung des KfW-Zuschussprogramms

Der Bedarf an barrierefreiem und 
altersgerechtem Wohnraum ist in 
Deutschland sehr viel größer als 
das Angebot. Einen wichtigen Bei-
trag zum Ausbau von barrierefrei-
em Wohnraum leistet seit Jahren das 
KfW-Zuschussprogramm „Altersge-

recht Umbauen“, das in diesem Jahr 
150 Millionen Euro umfasst. Im Ent-
wurf der Bundesregierung für den 
Bundeshaushalt 2025 sind hierfür 
keine Mittel vorgesehen. Die BAGSO, 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Se-
niorenorganisationen, fordert das er-
folgreiche KfW-Zuschussprogramm 
„Altersgerecht Umbauen“ auch 2025 
unvermindert fortzuführen, mit min-

destens 150 Millionen Euro pro Jahr.  
Nur 1,5 Prozent der Wohnungen in 
Deutschland sind derzeit barrierefrei. 
Laut einer Studie, die im Auftrag der 
KfW erstellt wurde, werden bis 2035 
rund zwei Millionen altersgerechte 
Wohnungen fehlen. In den vergange-
nen Jahren war das Budget des För-
derprogramms stets bereits nach we-
nigen Monaten aufgebraucht. n   

Analoge und digitale Zugänge erhalten 
BAGSO kritisiert „Digital-only“-Vorstoß von Bundesverkehrsminister Wissing

Auf dem Weg zu altersfreundlichen Kommunen 
BAGSO-Jahrestagung in Mannheim

Öffentliche Dienstleistungen müssen 
für alle Bürgerinnen und Bürger zugäng-
lich sein und deshalb immer auch ana-
log angeboten werden. Das fordert die 
BAGSO, sie wendet sich damit gegen 
die Forderung von Bundesverkehrsmi-
nister Volker Wissing, öffentliche Dienst-
leistungen in Zukunft nur noch online 
anzubieten. Auf dem Digital-Gipfel der 
Bundesregierung in Frankfurt sagte er, 
es sei an der Zeit, von Parallellösungen 
auf „Digital-only“ umzusteigen. Die Vor-
sitzende der BAGSO Dr. Regina Görner 

erklärt dazu: „Niemand darf vom öffent-
lichen Leben oder gar von staatlichen 
Leistungen ausgeschlossen werden, nur 
weil er keinen Zugang zum Internet hat.“
Rund sieben Millionen Menschen über 
60 Jahre nutzen in Deutschland das In-
ternet nicht. Dazu kommen diejenigen, 
die zwar online sind, sich komplexere 
digitale Anforderungen aber nicht zu-
trauen. „Und nicht nur ältere Menschen 
sind betroffen, auch manche jüngeren 
Menschen nutzen aus unterschiedli-
chen Gründen das Internet nicht“, so 

Dr. Regina Görner. Bereits heute wer-
den Offliner von Angeboten ausge-
schlossen. So kann eine Bahncard nur 
erwerben, wer eine E-Mail-Adresse und 
ein digitales Kundenkonto hat. Ältere 
Menschen nutzen digitale Möglichkei-
ten oft nicht, weil sie nicht über die ent-
sprechenden Kompetenzen ver fügen. 
Die BAGSO fordert deshalb wohnort-
nahe Lernorte in jeder Kommune, die 
digitale Kompetenzen vermitteln. Di-
gitale Anwendungen müssen nutzer-
freundlicher gestaltet werden. n   

In Europa und weltweit machen sich 
Kommunen auf den Weg, um ein nach-
haltiger und zukunftsorientierter Le-
bensort für Menschen aller Generatio-
nen zu werden. Wie ältere Menschen 
an der Entwicklung von altersfreund-
lichen Kommunen beteiligt werden 
können, war Thema der Jahrestagung 
der BAGSO am 6. November 2024. Am 
Vortag fand die BAGSO-Mitglieder-
versammlung mit rund 70 Vertrete-
rinnen und Vertretern aus den BAG-
SO-Verbänden statt. Bei der Wahl des 
Vorstands wurde Dr. Regina Görner als 
Vorsitzende der BAGSO bestätigt. Die 
Jahrestagung fand in Mannheim statt, 

der gastgebenden Stadt des 14. Deut-
schen Seniorentages 2025.  
In ihrem Amt bestätigt wurden auch die 
stellvertretenden Vorsitzenden der BAG-
SO, Karl Michael Griffig (Kolpingwerk 
Deutschland), und Jens-Peter Kruse 
(Evangelische Arbeitsgemeinschaft für 
Altenarbeit). Als Beisitzer wiedergewählt 
wurden Margit Hankewitz (Sozialwerk 
Berlin), Hermann Allroggen (Arbeiter-
wohlfahrt) und Katrin Markus (Bundes-
interessenvertretung für alte und pfle-
gebetroffene Menschen). Neu in den 
Vorstand gewählt wurde Norbert Theo-
bald, den die SPD AG 60plus vorgeschla-
gen hat. Bei der Fachtagung „Partizipa-

tive Stadtentwicklung: altersfreundlich, 
gemeinschaftsfördernd und zukunfts-
orientiert“ stellten sich Kommunen vor, 
die ältere Menschen aktiv in die Gestal-
tung ihres Umfelds eingebunden ha-
ben. Einige von ihnen, wie zum Beispiel 
Stuttgart, sind Teil des globalen Netz-
werks „Altersfreundliche Stadt“ der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO). An 
dem grenzübergreifenden Austausch 
beteiligten sich Gäste aus zwölf europä-
ischen Ländern. Neben Beispielen von 
Kommunen berichteten auch nationale 
Netzwerke altersfreundlicher Städte von 
ihren Erfahrungen, etwa aus Großbri-
tannien, Slowenien und Spanien. n   
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Veranstalter der Fachtagung war die 
Sozialdemokratische Gemeinschaft 
für Kommunalpolitik (SGK) Mecklen-
burg-Vorpommern mit dem Kreisse-
niorenbeirat Vorpommern-Rügen. Be-
reits zum 12. Mal fand eine derartige 
Veranstaltung im Kreis statt, was für 
die Akzeptanz dieser Veranstaltung 
spricht. Bemerkenswert war auch die 
Anwesenheit des Landrates Dr. Stefan 
Kerth und des Kreistagspräsidenten 
Andreas Kuhn. Beide sprachen sich in 
ihren Grußworten für eine aktive Seni-
orenpolitik aus.
Nach den einführenden Worten vom 
Vorsitzenden des Kreisseniorenbeirats 
Jürgen Csallner und von der SGK-Ge-
schäftsführerin Aenne Möller sprach 
Jenny Loose-Baumeister von der Ver-
waltung des LK Vorpommern-Rügen 
über die Eingliederungshilfe. Ausführ-
lich und interessant informierte sie 
über die Möglichkeiten. Die Vorsorge-
verfügung war das Thema von Andrea 
Wegener gemeinsam mit Petra Wei-
mann, beide ebenfalls von der Land-
kreisverwaltung. Die umfangreichen 
Fragen und Diskussionen zeigten das 
große Interesse an dieser Thematik. 

Den Teilnehmern wurden zusätzliche 
Materialien zur Verfügung gestellt.
Nach der Mittagspause befasste sich 
Aenne Möller mit dem Thema „Brau-
chen ältere Bürger eine Lobby?“ Die 
Pflegeversicherung aus verschiede-
nen Gesichtspunkten war das Thema 
von Jan Wiesener vom MD Schwerin. 
Umfassend erläuterte er verschiede-
ne Beispiele und Sachverhalte. 

Auch hier gab es viele Fragen, die 
der Referent gern beantwortete. Ab-
schließend sprach Aenne Möller zum 
Thema „Alt werden und alt sein in 
M-V“ und ging insbesondere auf die 
Verantwortung der Kommunen für 
die Seniorenpolitik ein und schloss 
die gelungene Fachtagung mit dem 
Dank an alle Mitwirkenden ab.

Dr. Georg Weckbach

SGK-Fachtagung für Seniorenbeiräte im Kulturkaten „Kiek in“ in Prerow
LANDKREIS VORPOMMERN-RÜGEN

Die Tagungsteilnehmer folgten den Fachvorträgen mit großem Interesse.

Am 10. Oktober trafen sich um 14 Uhr 
alle Mitglieder des Seniorenbeirats 
der Hansestadt Stralsund im Restau-
rant am Stadtwald zur konstituieren-
den Sitzung, nachdem die Mitglieder 
durch die Bürgerschaft der Hanse-
stadt Stralsund für die neue Wahlpe-
riode berufen wurden.
Die 2. Stellvertreterin des Präsiden-
ten der Bürgerschaft Maria Quintana 
Schmidt dankte dem Seniorenbeirat im 
Namen der Bürgerschaft für die wert-
volle Arbeit durch beratende Mitarbeit 
in den Gremien der Bürgerschaft.
Dr. Georg Weckbach wurde erneut als 
Vorsitzender des Seniorenbeirats ge-

Seniorenbeirat der Hansestadt Stralsund bestätigt

Foto: SGK M-V

Die Mitglieder des SB Stralsund nach der konstituierenden Sitzung.
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Unter der Schirmherrschaft von Stefa-
nie Drese, Ministerin für Soziales, Ge-
sundheit und Sport des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern, fand am 7. Juli 
das 15 .Fest der Generationen und das 
54. Zoofest im Stralsunder Zoo statt. 
Die Grußworte von Stefanie Drese 
wurden in einer Videobotschaft über-
mittelt und sind auf der Homepage 
des Seniorenbeirates der Hansestadt 
Stralsund zu sehen und zu hören. Un-
ter der organisatorischen Leitung des 
Seniorenbeirates der Hansestadt Stral-
sund und des Zoos Stralsund wurde 
auch 2024 dieser Tag bei herrlichem 
Wetter ein Höhepunkt, der genera-
tionsübergreifend Besucher zusam-
menbrachte. Ein besonderer Dank gilt 
Zoodirektor Dr. Christoph Langner mit 
Team und Monika Kleist als Mitglied 
im Seniorenbeirat Stralsund und Ver-
antwortliche für die Organisation des 
Zoofestes. In vielfältiger Weise konn-
ten die Besucher einen informativen, 
kulturellen und kulinarischen Tag er-
leben. Das Bühnenprogramm mit der 
Tanzgruppe Usedom, dem Akkorde-
onorchester der Musikschule Fröh-
lich, der Kindertanzgruppe des TSC 

Blau-Weiß Stralsund, der Shanty Chor 
„De Prohner Hafengang“! und nicht 
zu vergessen, die wunderschöne Tier-
show bereicherten den Tag. Den Mitt-
wochspinnerinnen über die Schulter 
zu schauen oder beim Flohmarkt ein 
Andenken zu erwerben, das sind Er-
innerungen, die gern bleiben. Auch 
dieses Jahr konnten sich Besucher am 
„Garten für alle“ erfreuen, ein Projekt 
vom Förderverein des Seniorenbeira-

tes Stralsund, der immer wieder Be-
sucher beeindruckt. Danke an alle, die 
sich mit einem Informationsstand prä-
sentiert haben. Wir freuten uns über 
Besucher, die aktiv Interesse an der Se-
niorenarbeit der Hansestadt Stralsund 
zeigten und unseren Stand besucht 
haben und um Aufnahme gebeten 
haben. Der rundum gelungene und 
schöne Tag macht Vorfreude auf 2026.

Brigitta Tornow

15. Fest der Generationen und 54. Zoofest

Der Seniorenbeirat der Hansestadt Stralsund beim Zoofest. Foto: Brigitta Tornow

wählt und als Stellvertreter Jürgen 
Kaiser. Karin Meusel übernahm das 
Amt der Schatzmeisterin.
Folgende Mitglieder wurden eben-
falls als Leiter der Arbeitsgruppen in 
den Vorstand gewählt: Brigitta Tor-
now von der AG Öffentlichkeitsar-
beit, Monika Kleist von der AG Kul-
tur, Sport und Freizeit, Herbert Sett 
von der AG Sicherheit, Ordnung, 
Gleichstellung, Kerstin Wunderlich 
von der AG Altersgerechtes Bauen, 
Wohnen, Umwelt und Jutta Lüde-
cke von der AG Soziales, Gesund-
heitsvorsorge und Geriatrie. Außer-
dem wurden acht Vertreter des Se-
niorenbeirats für die Teilnahme an 
den Beratungen der Ausschüsse der 
Bürgerschaft nominiert. Im Senio-
renbeirat des Landkreises Vorpom-

mern-Rügen wird Stralsund durch 
Jürgen Kaiser, Brigitta Tornow und 
Dr. Georg Weckbach vertreten.
Zum Abschluss sicherte der Vorsit-
zende die aktive Tätigkeit des Seni-
orenbeirats zu, durch das gemeinsa-

me Wirken im Interesse unserer Se-
niorinnen und Senioren in der Han-
sestadt Stralsund und durch eine 
anregende konstruktive Zusammen-
arbeit mit allen Beteiligten. 

Brigitta Tornow

Der Vorstand 
des SB Stralsund

Fotos: 
Seniorenbeirat 
Stralsund
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Fast 50 interessierte Seniorinnen und 
Senioren folgten der Einladung und 
kamen am 30. September 2024 an die 
Hochschule in Wismar zur SeniorenUNI.
Gemeinsam mit der Landesvereini-
gung für Gesundheitsförderung M-V 
e.V. und dem Fachdienst Öffentli-
cher Gesundheitsdienst des Land-
kreises Nordwestmecklenburg wur-
de die „Vorlesung“ organisiert.
Den Anstoß machten gemeinsame 
Gespräche der Vorsitzenden des Kreis-
seniorenbeirates mit dem Rektor der 
Hochschule, denn es gab bereits eini-
ge Vorlesungen für Seniorinnen und 
Senioren in der Vergangenheit. Dieses 
Format wurde immer gut angenom-
men und sollte nun „wiederbelebt“ 
werden. Dass dies gelungen ist, mach-
ten der rege Zuspruch und die erfreu-
lichen Feedbackmeldungen deutlich. 
Auch Themen für zukünftige Veran-
staltungen wurden bereits gesammelt.
Die Referentin Frau Röder von der Ver-
braucherzentrale M-V e.V. hielt die Vor-
lesung zum Thema „Super Foods- Alles 
super?“ Der Vortrag zeigte einerseits 

den gesundheitlichen Aspekt von Er-
nährung im Alter und sensibilisierte 
gleichzeitig dafür, welche sozialen und 
gesundheitlichen Folgen drohen, wenn 
finanzielle Engpässe und Altersarmut 
den Lebensalltag bestimmen.  Der in-
teraktive Vortrag regte die Teilnehmen-
den an, über verschiedene Ernährungs-
trends und deren Alternativen zu disku-
tieren. Zudem konnten einige gesunde 
Snacks und Dips probiert werden.

Das Format der SeniorenUNI wird 
fortgesetzt. Allerdings kann aktuell 
keine regelmäßige Terminreihe ange-
boten werden, Vorlesungen werden 
spontan organisiert.

Ilona Scheufler 
FD Öffentlicher Gesundheitsdienst

Stabsstelle Verwaltung und 
Netzwerkmanagement

Gesundheitsförderung/ Prävention
Senioren- und Behindertenbeaufragte

LANDKREIS  
NORDWESTMECKLENBURG 

SeniorenUNI in Wismar

Die Vorlesungen der SeniorenUNI in Wismar sind sehr gefragt. Foto: Ilona Scheufler

Gehweg nun für Senioren besser begehbar
LANDKREIS LUDWIGSLUST-PARCHIM

Der neue Gehweg entlang des Spiel-
platzes zwischen der Kaplunger Stra-
ße und dem Radweg, der das Parkvier-
tel umschließt, wurde nun   freigege-
ben. Vorher gab es in diesem Bereich 
nur einen unbefestigten Trampelpfad, 
der Längsneigungen von mehr als 12 
Prozent aufwies, so dass dieser Weg 
von den Bewohnern des Pflegehei-
mes „Ludwig Daneel“ gar nicht oder 
nur schlecht begangen werden konn-
te. Der Seniorenbeirat hat sich die-
sem Problem angenommen und im 

Mai 2024 einen Vor-Ort-Termin mit 
der Verwaltung und den Senioren des 
Pflegeheimes organisiert.
Das Vorhaben wurde dann geplant 
und mit Hilfe einer Baufirma Ende Ju-
li erfolgreich umgesetzt. Der Gehweg 
hat jetzt eine Breite von 1,30 Meter 
und ist 60 Meter lang. Der Weg ist toll 
geworden und wir schauen nun in 
fröhliche Gesichter der Bewohner des 
Pflegeheimes.

Doreen Hammermeister 
Stadt Ludwigslust

Die Senioren passieren nun ohne Pro-
bleme den Gehweg. Foto: Ingeborg Schütt
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Traditionell organisierte auch in diesem 
Jahr unser Seniorenbeirat wieder eine 
sehr abwechslungsreiche und sportli-
che Woche vom 26. bis 30. August.  
Alle Sportaktivitäten fanden auf 
dem Gelände der SG 03 statt. Bür-
germeister Stefan Pinnow eröffne-
te gemeinsam mit Therese Holm am 
ersten Trainingstag die Aktivitäten, 
Andrea Möller animierte die Sportler 
mit Gymnastik. 
Am Dienstag wurde mit Heike Klein-
hammer Rehasport betrieben. Am 
Mittwoch gab es eine Sporteinheit 
zum Thema Bewegung und Spiel mit 
Anette Ziersch. 
Donnerstag konnten die Teilnehmen-
den zwischen Nordic Walking bei Ka-
ren Kinsel und einer geführten Rad-
tour mit Ulrike Ehrecke wählen. Be-
endet wurde die Seniorensportwo-
che mit einer Yoga-Stunde, angeleitet 
von Svenja Kreutz. 
Insgesamt ergriffen 249 Aktive die Ge-
legenheit, die verschiedenen Sportan-
gebote auszuprobieren. Viele nutz-
ten während der Woche gleich meh-
rere Angebote. Ganz besonders hat 

uns gefreut, dass in diesem Jahr auch 
Bewohnerinnen und Bewohner aus 
dem Daneel-Haus und dem Betreuten 
Wohnen im Eichkoppelweg mitge-
macht haben.  Ein großes Dankeschön 
und Lob gehen an die ehrenamtlichen 

Trainerinnen für ihr Engagement und 
natürlich der SG 03 Ludwigslust/Gra-
bow e.V. für die Möglichkeit, das Ver-
einsgelände zu nutzen. 

Es gab vielseitige Sportangebote.  Fotos: SB LWL

In der Lindenstadt Ludwigslust hieß es „Sport frei“

Bewegung mit bunten Luftballons

Fortsetzung auf Seite 22
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Am 2. Oktober 2024 war die letzte 
Bauabnahme in Zusammenhang mit 
dem Projekt „Barrierearme Querun-
gen in der Innenstadt“. 
2015 traf sich die Verwaltung mit 
den Mitgliedern des Seniorenbeira-
tes und des Behindertenverbandes, 
die Polizei und die untere Verkehrs-
behörde erstmals gemeinsam zu ei-
nem Spaziergang durch die Innen-
stadt und analysierten mögliche Ge-
fahren- und Stolperstellen für geh-
beeinträchtigte Menschen. Denn so 
schön das historische Pflaster auch 
ist, für Rollatoren, Kinderwagen und 
Rollstühle wird es oft zu einer schwer 
überwindbaren Hürde.
Aus diesem Grund wurden in den 
letzten Jahren in der Schloßstraße, 
am Alexandrinenplatz, in der Schwe-

riner Straße und nun zuletzt auch in 
der Gartenstraße und Kanalstraße so-
wie in der Zuwegung zum Ärztehaus, 
der sogenannten Tische, barrierear-
mes Pflaster eingebaut, um das Pas-
sieren zu erleichtern. Auch Therese 
Holm, Vorsitzende des Seniorenbeira-
tes und Dieter Manzke, ebenfalls Mit-
glied im Seniorenbeirat und selbst be-
wegungseingeschränkt, folgten gern 
der Einladung zur Bauabnahme. „Wir 
sind schon stolz auf das Ergebnis. Wir 
haben ja im Lauf der Jahre auch im-
mer wieder gemeinsam im Gespräch 
mit Herrn Gröger nachgebessert, so 
dass sich das Ergebnis nun wirklich se-
hen lassen kann“, sagt Therese Holm. 
„Nun werden wir schauen, ob wir au-
ßerhalb der Innenstadt noch Querun-
gen brauchen oder ob wir uns eher 

auf Bordsteinabsenkungen konzen-
trieren. Dies kann ja z.B. im Zuge von 
Instandhaltungsarbeiten durch den 
Bauhof abgearbeitet werden.“ 
Die Gesamtkosten für dieses Pro-
jekt betrug knapp 390.000 Euro. Da-
von werden ca. 312.000 Euro über ein 
LEADER-Programm gefördert. „Ohne 
diese Förderung wäre uns diese Bau-
maßnahme nicht möglich gewesen 
und auch in der Zukunft wird es im-
mer schwieriger werden, solche Pro-
jekte umzusetzen“, sagt Bürgermeis-
ter Stefan Pinnow. Ein herzliches Dan-
keschön gilt somit den Fördermittel-
gebern, aber auch den regionalen 
Firmen, die die Baumaßnahmen um-
gesetzt haben.

Doreen Hammermeister 
Stadt Ludwigslust

Projekt „Barrierearme Querungen in der Innenstadt“ in Ludwigslust abgeschlossen 

Die barrierefreie Querung wird freigegeben. Foto: Doreen Hammermeister

Auch ist es nicht selbstverständlich, 
dass ausreichend Getränke, das täg-
liche Obstfrühstück und kleine Prä-
sente an die Teilnehmenden ausge-
reicht werden konnten. 

Hier bedankt sich der Seniorenbei-
rat herzlich für die Unterstützung 
bei den Stadtwerken, dem Bürger-
forum Ludwigslust, dem Landkreis-
Ludwigslust Parchim und Vodafone. 
Die Mitglieder des Seniorenbeira-
tes haben im Hintergrund für einen 

reibungslosen Ablauf gesorgt und 
freuen sich, dass die Teilnehmerzah-
len jährlich wachsen. Auch ihnen hat 
die Seniorensportwoche wieder viel 
Spaß gemacht.

Doreen Hammermeister
Stadt Ludwigslust

Fortsetzung von Seite 21
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Wir sind wieder da! Auf Initiative des 
neu gewählten Bürgermeisters in Kra-
kow am See, Dirk Rojahn, wurden die 
Krakower Senioren für die Bildung ei-
nes neuen Stadtseniorenbeirates ge-
wonnen.
Vor einigen Jahren gab es einen vor-
bildlich arbeitenden Seniorenbeirat, 
der nach dem Tod des Vorsitzenden 
leider nicht weiter arbeitsfähig war. 
Jetzt geht’s neu los.
Am 7. November konnten durch die 
gute Vorbereitung des Bürgermeis-

ters, nach kurzer Rücksprache mit 
dem Vorsitzenden des Kreissenioren-
beirates, einige Bürger für die Mit-
arbeit im Seniorenbeirat begeistert 
werden. 
Nach einer Beratung mit allen inter-
essierten Bewerbern wurde eine Wo-
che später der Termin für die Wahl ei-
nes Vorstandes festgelegt. Von den 
22 Anwesenden wurden mit mehr-
heitlichen Stimmen die Vorsitzende, 
die erste Stellvertreterin, ein Schrift-
führer und ein Kassenwart gewählt. 

Als Vorsitzende wurde Dagmar Kluge 
gewählt. Sie bedankte sich im Namen 
des neuen Vorstandes für das gege-
bene Vertrauen. 
Danach legte sie erste Vorstellungen 
für den Beginn ihrer Tätigkeit dar. 
Die 22 Anwesenden Beiratsmitglie-
der waren mit der ersten Beratung 
zufrieden und sind gewillt aktiv mit-
zuarbeiten.

Jürgen Lorenz
Vorsitzender des Kreisseniorenbeirates 

Landkreis Rostock

Stadtseniorenbeirat Krakow am See wird wieder aktiv
LANDKREIS ROSTOCK

Der Kreisseniorenbeirat des Landkrei-
ses Rostock führte am 7. November 
die letzte Mitgliederversammlung 
in der Legislaturperiode der letzten 
Wahlperiode in Dummerstorf durch. 
Eingeladen und auch anwesend war 
der neu gewählte Bürgermeister Jür-
gen Sprank. 
Er stellte sich vor und erklärte, wie 
wichtig und notwendig er die Ar-
beit mit den Senioren sieht. Ein wei-
terer Tagesordnungspunkt war der 
Bericht durch den Vorstand über die 
geleistete Arbeit der vergangenen 
vier Jahre.
Dabei wurden die Inhalte der Mitglie-
derversammlungen wie die Alters-
armut, Referent Prof. Dr. Kai Braun, 
Gerontologie/Geriatrie, Referent Dr. 
Zendeh, aber auch Inhalte der Mit-
gliederversammlungen die in den 
Gemeinden Lalendorf, Kritzmow und 
Kröpelin immer mit dem anwesen-
den Bürgermeister behandelt wur-
den, hervorgehoben. 
Angesprochen wurden auch die The-
men der Weiterbildung der Beirats-
mitglieder. Es wurden auch Schwer-
punkte angesprochen, die der neue 
Beirat, der im Dezember durch den 
Kreistag bestätigt werden soll, in der 
Arbeit beachten sollte. Alle sechzehn 

Beiratsmitglieder schätzten ein, dass 
wir gemeinsam eine konstruktive Ar-
beit geleistet haben. 
Zwölf Mitglieder möchten weiterhin 
im Kreisseniorenbeirat mitarbeiten. 
Verabschiedet wurden nach einer gu-
ten Mitarbeit im Alter von 91 Jahren 
Karin Brümmer, im Alter von 83 Jah-
ren Heide-Marie Lübbert, im Alter 

von 87 Jahren Arnold Scholz, wegen 
Übernahme einer anderen Funktion 
im Kreistag Joachim Scholz. 
Allen wurde der Dank für die geleiste-
te Arbeit ausgesprochen und ein Blu-
menstrauß überreicht. 

Jürgen Lorenz
Vorsitzender Kreisseniorenbeirat  

Landkreis Rostock

Letzte Mitgliederversammlung des KSB des Landkreises Rostock

Jürgen Lorenz bedankt sich bei Karin Brümmer für ihr langjähriges 
Engagement  Foto: KSB Landkreis Rostock
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Der Seniorenbeirat der Stadt Rerik und 
der Kreisseniorenbeirat des Landkrei-
ses Rostock haben am 18. September 
2024 zum Thema „Begutachtung der 
Pflegebedürftigkeit“ alle interessier-
ten Bürger der Stadt Rerik eingeladen.
Die Veranstaltung fand mit Unterstüt-
zung der Bürgermeisterin und der 
hiesigen Kurverwaltung in der Be-
gegnungsstätte „Kösterschün“ in Re-
rik bei Kaffee und Kuchen statt.
Beide Beiräte sprachen die älteren 
Bürger an, sich mit ihren Sorgen und 
Problemen an sie zu wenden.
Das Lebensumfeld der Senioren ver-
ändert sich laufend. Wir alle wissen 
zugut aus eigenem Erleben, dass mit 
zunehmendem Alter der Mensch ein 
Stück Selbstbewusstsein verliert. Oft 
sind Selbstständigkeit und Unab-
hängigkeit eingeschränkt. Gesund-
heitliche Probleme erschweren die 
Bewältigung des Alltags, Einkauf, 

Behördengänge, Arztbesuche, An-
tragstellung zur medizinischen Ver-
sorgung und vieles mehr. Dennoch 
gibt es neben alters- und krankheits-
bedingten Einschränkungen gesetz-
liche Möglichkeiten, sich Hilfe zu ho-
len. Unser Ziel dieser Veranstaltung 
war es, die berechtigten Sorgen und 
Probleme älterer Menschen entge-
genzunehmen und ihnen bei der Lö-
sung behilflich zu sein. 
Viele Gesetze in Deutschland für äl-
tere Menschen in akuten Lebenssi-
tuationen, wie Krankheit, beinhalten 
medizinische, pflegerische und sozi-
ale Angebote. 
Zur Unterstützung älterer Menschen, 
die eine solche gesetzliche Hilfe ein-
mal in Anspruch nehmen müssen, 
haben wir diesen Nachmittag orga-
nisiert.
Zur Unterstützung der erschwerten 
Bedingungen im Alter gibt es Geset-

ze, die die Bundesregierung schon 
vor vielen Jahren erlassen hat, über 
die die älteren Menschen jedoch un-
genügend und teilweise gar nicht in-
formiert sind.
Wir, der Seniorenbeirat Rerik und der 
Kreisseniorenbeirat des Landkreises 
Rostock, wollen unser Augenmerk 
darauf richten, den Betroffenen auf-
zuzeigen, wo und wie sie Hilfe be-
kommen können, wenn es notwen-
dig wird.
Große Unterstützung hatten wir durch 
zwei Vertreterinnen des Pflegestütz-
punktes Bad Doberan.
Ihr Vortrag beinhaltete die Rolle der 
persönlichen Vorbereitung der Begut-
achtung und möglichen Hilfe durch 
den Pflegedienst und Pflegestütz-
punkt. Anschließend standen sie zu in-
dividuellen und persönlichen Gesprä-
chen zur Verfügung.

Ingrid Rambow

Seniorennachmittag rund um die Pflege

Vorstand im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte neu gewählt
LANDKREIS MECKLENBURGISCHE SEENPLATTE

Am 28. Oktober 2024 fanden die 
Wahlen für den neuen Vorstand des 
Kreisseniorenbeirates Mecklenburgi-
sche Seenplatte für die neue Legisla-
turperiode statt. 
Unter Leitung des Amtes Zentrale 
Steuerung und Büro des Landrates 
wurde die Neuwahl durchgeführt. 
Nach der Neubestellung der Mitglie-
der des Kreisseniorenbeirates auf ei-
ner der ersten Sitzungen des neuen 
Kreistages wurde nun der neue Vor-
stand gewählt. 
Gemäß unserer Satzung wurde durch 
die Mitglieder ein fünfköpfiges Vor-
standsgremium gewählt.
Im Verlauf der Wahlveranstaltung 
dankte der Vorsitzende des Kreisseni-
orenbeirates MSE allen ausscheiden-
den Mitgliedern für ihre geleistete Ar-
beit und bedankte sich besonders bei 
den aus dem Vorstand ausscheiden-

Der neu gewählte Vorstand: Eckhard Baresel, Christine Bülow, Peter Lunders-
hausen, Regina Hansen, Wilfried Böhme (v.l.n.r.).  Foto: KSB MSE
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Peter Lundershausen für Engagement geehrt

Im Rahmen der Festveranstaltung 
des Landesseniorenbeirates MV zum 
30. Jahrestag seiner Gründung hatte 
die Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Sport, Frau Stefanie Drese, 
die Festrede gehalten und im Verlauf 
verdienstvolle Seniorinnen und Se-
nioren mit einer Ehrenurkunde aus-
gezeichnet.
Vom Kreisseniorenbeirat MSE wur-
de dem langjährigen und sich un-
ermüdlich für die Belange der Seni-
orinnen und Senioren einsetzende 
Mitglied, Peter Lundershausen, die-
se Ehre zuteil. 
Er wurde für seine aufopfernde Tä-
tigkeit als Vorsitzender des Senio-
renbeirates der Stadt Neubranden-
burg, als auch als Mitglied des Vor-
standes im Kreisseniorenbeirates 

MSE und des Landesseniorenbeirats 
geehrt. 
Zur Auszeichnung mit der Ehrenur-
kunde der Ministerin für Soziales, 
Gesundheit und Sport und des Lan-

desseniorenbeirats, gratulieren wir 
recht herzlich.

Der Kreisseniorenbeirat MSE
Eckhard Baresel, 

Vorsitzender KSB –MSE

Sozialministerin 
Stefanie Drese, 
Peter Lunders-
hausen und 
Bernd Rosen-
heinrich (v.l.n.r.). 

Foto: Anett Jepp

den Horst Ungelenk und Peter Piletz-
ki, die nicht wieder für den Vorstand 
kandidierten.
Zum neuen Vorstand gehören Eck-
hard Baresel als Vorsitzender, Chris-
tine Bülow als Schriftführerin, Peter 

Lundershausen als 1. Stellvertreter, 
Regina Hansen als 2. Stellvertreterin 
und Wilfried Böhme als Kassenwart.
Der Kreisseniorenbeirat ist in ein neu-
es Büro gezogen. Er ist unter der An-
schrift Landkreis Mecklenburgische 

Seenplatte, Büro des Landrates, Kreis-
seniorenbeirat MSE, Platanenstraße 
43 in 17033 Neubrandenburg zu er-
reichen.

Eckhard Baresel
Vorsitzender KSB –MSE

Gemeinsames Statement von 22 Organisationen 
Die Zeit ist reif: Superreiche gerecht besteuern

Die aktuell veröffentlichten Zahlen 
des Manager Magazins zu den deut-
schen Milliardenvermögen zeigen, 
dass ungeachtet der gegenwärti-
gen Krisen die Anzahl an Milliardä-
re zunimmt und die größten Vermö-
gen weiter wachsen. Währenddes-
sen bleibt die Armut in Deutschland 
mit 16,6 Prozent auf einem inakzep-
tabel hohen Niveau und die öffentli-
che Infrastruktur und Daseinsvorsor-
ge verfallen zunehmend. Die wach-
sende Ungleichheit ist eine große 
Gefahr für die Demokratie. Eine brei-
te Allianz aus 22 Organisationen, da-
runter Sozial- und Wohlfahrtsver-
bände, Umweltorganisationen, Ge-

werkschaften und zivilgesellschaft-
liche Initiativen, fordert deshalb die 
Besteuerung großer Vermögen in 
Form einer Vermögensteuer und ei-
ner Vermögensabgabe zugunsten 
einer nachhaltigen Finanzierung der 
Daseinsvorsorge, des Klimaschut-
zes und der Unterstützung einkom-
mensschwacher Länder. Die knap-
pen öffentlichen Haushalte und der 
fortschreitende Verfall öffentlicher 
Infrastrukturen machen deutlich: 
Der Politik fehlen finanzielle Spiel-
räume, um unseren Sozialstaat ab-
zusichern, eine funktionierende und 
Geschlechtergerechtigkeit fördern-
de Daseinsvorsorge zu gewährleis-

ten und Deutschland zukunftsfähig 
zu machen. Weil Superreiche durch 
ihr Verhalten auch noch extrem viele 
Treibhausgase verursachen, stehen 
sie besonders in der Verantwortung, 
zur Bewältigung der Klimakrise fi-
nanziell stärker beizutragen. Um die 
notwendigen finanziellen Mittel be-
reitzustellen, reicht eine Reform der 
Schuldenbremse nicht aus. Jetzt ist 
der Moment, die Besteuerung gro-
ßer Vermögen anzugehen.

Das komplette Statement unter: 
https://www.sovd.de/fileadmin/bundes-
verband/pdf/attachments/statement_
superreiche-gerecht-besteuern.pdf
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Pflegefinanzierung in der Krise 
BIVA widerspricht den privaten Pflegekassen

Der BIVA Pflegeschutzbund e.V. wi-
derspricht entschieden der jüngs-
ten These der privaten Pflegekassen, 
dass die Kassenzuschüsse zu den 
Heimkosten in erster Linie dem Ver-
mögensschutz der Reichen dienten. 
Eine Erhöhung dieser Zuschüsse zur 
Senkung der Eigenanteile der Pflege-
bedürftigen sei aus Sicht der Kassen 
daher nicht notwendig. Dr. Manfred 
Stegger, Vorsitzender des BIVA-Pfle-
geschutzbundes, hält diese Schluss-
folgerung, die die Kassen aus einer 
von ihnen in Auftrag gegebenen Stu-
die ziehen, für „grundfalsch“.
70 Prozent der Bewohnerinnen und 
Bewohner in Pflegeheimen können 
die Eigenanteile aus den eigenen Er-
sparnissen finanzieren, so das Ergeb-
nis der Studie des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) im Auftrag des 
Verbandes der Privaten Krankenversi-
cherung (PKV). Stegger hebt jedoch 
hervor, dass diese Daten ebenso zei-

gen, dass ein Drittel der pflegebe-
dürftigen Heimbewohner die gefor-
derten Eigenanteile nicht selbst be-
zahlen können und dass diese Zahl 
seit Jahren stetig steigt. „Das bedeu-
tet, dass diese Menschen in die Ar-
mut abrutschen und von Sozialhilfe 
abhängig werden.“ Deshalb fordert 
der BIVA-Pflegeschutzbund weiter-
hin, dass die Pflegekosten von der 
Versicherung vollständig übernom-
men oder wenigstens gedeckelt wer-
den müssen. 
Die Eigenanteile sind in den letzten 
Jahren dramatisch gestiegen. Damit 
stieg auch die Zahl der Sozialhilfe-
empfänger in Pflegeheimen. Im Ge-
gensatz zur These der privaten Kas-
sen reichten die Zuschüsse zu den 
Eigenanteilen, die als Gegenmaß-
nahme gegen die steigenden Kosten 
eingeführt wurden, nicht einmal aus, 
um diesen Anstieg zu verhindern. Die 
Pflegeversicherung wurde vor rund 

30 Jahren eingeführt, um das große, 
für den Einzelnen unberechenbare 
finanzielle Risiko der Pflegebedürf-
tigkeit, abzusichern und auf die So-
lidargemeinschaft zu verlagern. Aus 
heutiger Sicht ist dieses Ziel nicht er-
reicht. Stattdessen hat die Gesetzge-
bung der letzten Jahre das Risiko der 
Altersarmut für Menschen mit Pflege-
bedarf erhöht. Die Eigenanteile der 
Pflegebedürftigen haben derzeit Re-
kordhöhen erreicht und liegen bei bis 
zu 4.000 Euro im Monat. 
„Es braucht eine solidarisch finan-
zierte Vollversicherung oder eine 
kalkulierbare Deckelung, die verhin-
dert, dass breite Teile der Bevölke-
rung in pflegebedingte Altersarmut 
stürzen und das Vertrauen in unse-
ren Sozialstaat erschüttert wird.“ so 
Stegger. Nebenbei werden durch die 
steigenden Zuschüsse der Sozialhil-
fe die Kommunen zusätzlich belas-
tet. n

Einigung auf bundesweit einheitliche Ausbildung 
Kabinett beschließt die Einführung einer neuen Pflegefachassistenzausbildung ab 2027

Pflegefachassistentinnen, Pflegefach-
assistenten und Pflegefachassistenz-
personen sollen künftig eine bundes-
einheitliche, angemessen vergütete 
Ausbildung durchlaufen. 
Das ist Ziel des Entwurfs für ein Pflege-
fachassistenzgesetz, der am 4. Sep -
tem ber vom Bundeskabinett beschlos-
sen wurde. Pflegefachassistentinnen, 
Pflegefachassistenten und Pflege-
fachassistenzpersonen sollen so bes-
ser qualifiziert werden und mehr Ver-
antwortung übernehmen können. 
Ihre Ausbildungszeit wird bundesein-
heitlich auf 18 Monate festgesetzt, 
die 27 verschiedenen, landesrecht-
lich geregelten Pflegehilfe- und Pfle-
geassistenzausbildungen werden ab-
gelöst. 

Das vereinfacht auch die Anerken-
nung ausländischer Pflegekräfte.
Statt bislang 27 unterschiedlichen 
Ausbildungen in 16 Bundesländern, 
wird es künftig eine bundeseinheitli-
che Ausbildung geben. 
So sollen bürokratische Hürden ab-
gebaut und das Tempo erhöht wer-
den sowie mehr Flexibilität geschaf-
fen werden, um dem Bedarf an mehr 
Pflegekräften gerechter zu werden. 

Im Kern sieht die neue Ausbildung 
folgendes vor:

–  Die Ausbildung führt zur Berufsbe-
zeichnung „Pflegefachassistentin“, 
„Pflegefachassistent“ oder „Pflege-
fachassistenzperson“.

–  Die Dauer der Ausbildung beträgt 
in Vollzeit grundsätzlich 18 Mona-
te. Eine Ausbildung in Teilzeit ist 
möglich. Insbesondere für Perso-
nen mit Berufserfahrung sind um-
fassende Verkürzungsmöglichkei-
ten vorgesehen, zum Beispiel auf 
12 Monate oder weniger.

–  Voraussetzung für die Ausbildung 
ist grundsätzlich ein Hauptschul-
abschluss. Gleichzeitig ist eine Zu-
lassung ohne Schulabschluss bei 
einer positiven Prognose der Pfle-
geschule zum erfolgreichen Ab-
schluss der Ausbildung möglich.

–  Die Ausbildung umfasst Pflichtein-
sätze in den drei großen Versor-
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gungsbereichen stationäre Lang-
zeitpflege, ambulante Langzeit-
pflege und stationäre Akutpflege. 
Der Aufbau der Ausbildung folgt 
dem Vorbild des Pflegeberufege-
setzes und macht eine verkürz-
te Qualifizierung zur Pflegefach-
person möglich. Umgekehrt kann 
auch eine abgebrochene Ausbil-
dung nach dem Pflegeberufege-
setz für den Erwerb eines Abschlus-
ses in der Pflegefachassistenz wei-
tergehend berücksichtigt werden.

–  Die Auszubildenden erhalten einen 
Anspruch auf eine angemessene 
Ausbildungsvergütung. Bisher er-
halten nur rund die Hälfte der Aus-
zubildenden eine Vergütung.

Mit der neuen, vergüteten Ausbil-
dung soll die Attraktivität des Berufs 
gesteigert werden, um mehr Interes-

sentinnen und Interessenten für die 
Ausbildung zu gewinnen. Die Absol-
ventinnen und Absolventen können 
zukünftig in ganz Deutschland in al-
len Versorgungsbereichen der Pflege 
arbeiten. 
So entsteht ein vielfältiges, attrakti-
ves und durchlässiges Bildungssys-
tem in der Pflege – von der Assis-
tenzausbildung über die berufliche 
Fachkraftausbildung bis zur hoch-
schulischen Qualifikation auf Bache-
lor – und perspektivisch auch auf 
Master-Niveau.
Durch die Einführung eines neuen,  
einheitlichen Kompetenzprofils für die 
Pflegefachassistenz können Aufgaben 
zwischen Pflegefach- und Pflegefach-
assistenzpersonen zukünftig besser 
verteilt werden. Denn Pflegefachassis-
tenzpersonen sollen zukünftig ver-
mehrt Aufgaben durchführen können, 
die heute noch teilweise von Pflege-

fachpersonen durchgeführt werden. 
Hierdurch werden Pflegefachpersonen 
deutlich entlastet. Der Gesetzentwurf 
trägt damit maßgeblich zur Sicherung 
der personellen Grundlage guter Pfle-
ge bei.
Mit dem Gesetzentwurf wird auch die 
Finanzierung der Ausbildung auf eine 
einheitliche Grundlage gestellt. Die 
Finanzierung erfolgt nach dem Mo-
dell des Pflegeberufegesetzes. Damit 
wird für die ausbildenden Einrichtun-
gen wie auch die Pflegeschulen eine 
verlässliche und sektorenübergrei-
fende Finanzierungsgrundlage ge-
schaffen und für die Auszubildenden 
eine hochwertige Ausbildung mit an-
gemessener Ausbildungsvergütung 
ermöglicht. 
Der Rückgriff auf die bewährten Ver-
fahren des Pflegeberufegesetzes ge-
währleistet die schnelle Umsetzbar-
keit. n

Rundfunkgebühren  
in Pflegeheimen 

BIVA-Pflegeschutzbund fordert bundesweite Gebührenfreiheit

Der BIVA-Pflegeschutzbund fordert ei-
ne bundesweite Befreiung von GEMA-
Gebühren für Rundfunksendungen in 
Pflegeheimen, um die kulturelle Teil-
habe der Bewohner zu sichern. 
Anlass ist die anstehende Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH), die klären soll, ob die Weiter-
leitung von Rundfunksendungen in 
die Zimmer und Gemeinschaftsräu-
me von Pflegeeinrichtungen als ge-
bührenpflichtige „öffentliche Wieder-
gabe“ einzustufen ist. 
„Es ist empörend, dass die privaten 
Wohnräume von Pflegeheimbewoh-
nern, für die sie oft beträchtliche 
Summen zahlen, als öffentlich gelten 
sollen“, kritisiert Frauke von Hagen, 
Geschäftsführerin des BIVA-Pflege-
schutzbundes. 
„Für die Bewohner ist das Pflegeheim 
ihr persönlicher Rückzugsort, ihr Zu-

hause, das entsprechend behandelt 
werden muss.“ 
Sollte der EuGH gegen den Verbrau-
cher entscheiden, drohen den Be-
wohnern entweder steigende Kosten 
oder aber weniger gemeinschaftliche 
Aktivitäten.
Kulturelle Veranstaltungen und Mu-
sik sind wesentliche Elemente für das 
Wohlbefinden und die soziale Integra-
tion von Pflegeheimbewohnern. Der 
BIVA-Pflegeschutzbund fordert daher 
eine generelle Befreiung von GEMA-
Gebühren für Musik in Gemeinschafts-
räumen von Pflegeeinrichtungen.

Hintergrundinformationen 
zum laufenden 
Gerichtsverfahren:
https://openjur.de/u/2482096.html
https://www.landesrecht.rlp.de/ 
bsrp/document/NJRE001533552



Informieren Sie sich.              
Wir beraten Sie gern. 
 

Vollstationäre Pflege              
Kurzzeitpflege                               
Verhinderungspflege                   
Urlaubspflege                                
Betreutes Wohnen                    
Mietwohnen 

Wohnpark Zippendorf, Alte Dorfstraße 45 , 19063 Schwerin 
     Einrichtungsleiter: Sven Kastell, Tel.: 0385 / 20 10 10 0                                                     
    

Der Wohnpark Zippendorf  ist eine                                                                                          
Seniorenwohnanlage direkt am Schweriner Innensee. 
Auf dem weitläufigen Gelände vereinen sich stationäre                                                      
Pflegeeinrichtung, Betreutes Wohnen und Mietwohnen.                                                           

Ruhig ist es hier und das zu jeder Jahreszeit.                                                                                               
Der Straßenlärm ist fern und die Strandpromenade ist in 5 Minuten zu erreichen. 

Es bieten sich reichlich Kontaktmöglichkeiten beim Einkaufen im „Park-Shop“, bei einem 
Besuch im „Park-Café“, bei Spaziergängen oder an schönen Tagen beim Verweilen auf 
den Parkbänken in der Grünanlage oder auf den Terrassen. 

Freundliches Fachpersonal vermittelt ein Gefühl von Geborgenheit und gewährleistet 
qualifizierte Pflegeleistungen in allen Pflegestufen. 

Wir wollen dem Menschen dort begegnen, wo er steht und ihn ein Stück seines Lebens 
begleiten. 


